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Nr. 136 Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2007
(XXVI. Gesetzgebungsperiode: Regierungsvorlage Beilage Nr. 1086/2007, Ausschussbericht Beilage Nr. 1323/2007, 43. Landtagssitzung;
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L 158 vom 30.4.2004, S. 77; RL 2000/43/EG vom 29. Juni 2000, ABl. Nr. L 180 vom 19.7.2000, S. 22)

Nr. 136

L a n d e s g e s e t z ,

mit dem die Oö. Landarbeitsordnung 1989, das 
Oö. Landarbeiterkammergesetz 1996 und das 

Oö. Antidiskriminierungsgesetz geändert werden
(Oö. Landarbeitsordnungs-Novelle 2007)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Oö. Landarbeitsordnung 1989, LGBl. Nr. 25,
zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl. Nr.
4/2006, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Eintragung zu 
§ 10a folgende Eintragung eingefügt:

"§ 10b Abbau von Zeitguthaben"

2. Im Inhaltsverzeichnis lauten die Eintragungen zu den
§§ 29 und 30 wie folgt:

"§ 29 entfallen

§ 30 entfallen"

3. Im Inhaltsverzeichnis wird vor der Eintragung zu § 56
folgende Eintragung eingefügt:

"§ 55a Regelung durch Betriebsvereinbarung"

4. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Eintragung zu
§ 113i folgende Eintragungen samt Überschrift einge-
fügt:

"Gleichbehandlung von Menschen mit Behinde-
rungen

§ 113j Diskriminierungsverbot

§ 113k Behinderung

§ 113l Diskriminierung

§ 113m Belästigung

§ 113n Rechtsfolgen der Verletzung des Diskrimi-
nierungsverbots

§ 113o Höhe des immateriellen Schadenersatzes

§ 113p Benachteiligungsverbot

§ 113q Geltendmachung von Ansprüchen bei
Gericht

§ 113r Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung

§ 113s Beweislast

§ 113t Schlichtungsverfahren"

5. Im Inhaltsverzeichnis werden die Eintragungen zu 
§§ 252 bis 257 samt Überschriften durch folgende Ein-
tragungen samt Überschriften ersetzt:

"12a. BETEILIGUNG DER DIENSTNEHMERINNEN
UND DIENSTNEHMER IN DER EUROPÄISCHEN
GENOSSENSCHAFT

1. Unterabschnitt 

Allgemeines

§ 252 Geltungsbereich

§ 253 Sitz nicht im Inland

§ 254 Begriffsbestimmungen

§ 255 Organe der Dienstnehmerschaft

§ 256 Beteiligung der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer

§ 257 Pflichten der Leitungs- und Verwaltungs-
organe

§ 258 Grundsätze der Zusammenarbeit

2. Unterabschnitt

Besonderes Verhandlungsgremium

§ 259 Aufforderung zur Errichtung

§ 260 Zusammensetzung
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§ 261 Entsendung der Mitglieder

§ 262 Entsendung in Betrieben und Unterneh-
men

§ 263 Konstituierung

§ 264 Sitzungen

§ 265 Beschlussfassungen

§ 266 Tätigkeitsdauer

§ 267 Beginn und Erlöschen der Mitgliedschaft

§ 268 Kostentragung

§ 269 Aufgaben des besonderen Verhandlungs-
gremiums

§ 270 Dauer der Verhandlungen

§ 271 Beschluss über die Beendigung der Ver-
handlungen

§ 272 Strukturänderungen

§ 273 Verfahrensmissbrauch

§ 274 Vereinbarung über die Beteiligung der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer in
der Europäischen Genossenschaft

§ 275 Vereinbarung über ein Verfahren zur Unter-
richtung und Anhörung der Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmer

3. Unterabschnitt 

Beteiligung der Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer in der Europäischen Genossenschaft kraft
Gesetzes

SCE-Betriebsrat kraft Gesetzes

§ 276 Errichtung

§ 277 Zusammensetzung

§ 278 Entsendung

§ 279 Konstituierung, Geschäftsführung, Ge-
schäftsordnung, Sitzungen, Beschlussfas-
sung

§ 280 Engerer Ausschuss

§ 281 Tätigkeitsdauer, Dauer der Mitgliedschaft

§ 282 Beistellung der Sacherfordernisse, Kosten-
tragung

Befugnisse des SCE-Betriebsrats und des engeren
Ausschusses

§ 283 Unterrichtung und Anhörung

§ 284 Zusammentreten mit dem zuständigen
Organ

§ 285 Außergewöhnliche Umstände

§ 286 Unterrichtung der örtlichen Dienstnehmer-
vertreter

§ 287 Beschluss über die Aufnahme von Ver-
handlungen

Mitbestimmung kraft Gesetzes

§ 288 Anwendbarkeit

§ 289 Recht auf Mitbestimmung

§ 290 Verteilung der Sitze im Aufsichts- und Ver-
waltungsrat

§ 291 Entsendung der Mitglieder

§ 292 Recht der Dienstnehmervertreter im Auf-
sichts- und Verwaltungsrat

4. Unterabschnitt

Rechtsstellung der Dienstnehmervertreter

§ 293 Verschwiegenheitspflicht

§ 294 Rechte der Dienstnehmervertreter

5. Unterabschnitt

Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 295 Verhältnis zu anderen Bestimmungen

13. VORSCHRIFTEN ZWINGENDEN RECHTS-
CHARAKTERS

§ 296 Zwingende Vorschriften

14. HINWEISE AUF BUNDESRECHTLICHE REGE-
LUNGEN, STEMPEL- UND GEBÜHRENBEFREI-
UNG

§ 297 Gebühren- und Abgabenbefreiung

§ 298 Verweisungen

15. BEZEICHNUNG WEIBLICHER FUNKTIONEN

§ 299 Vorsitzende

16. AUFHEBUNG REICHSRECHTLICHER VOR-
SCHRIFTEN

§ 300 Aufhebung"

6. Im § 2 entfällt das Zitat ", BGBl. Nr. 287,".

7. Im § 5 Abs. 4 wird das Zitat "Oö. Flurverfassungs-Lan-
desgesetzes 1997, LGBl. Nr. 73," durch das Zitat 
"Oö. Flurverfassungs-Landesgesetzes 1979" ersetzt. 

8. § 7 Abs. 2 Z. 11 lautet:

"11. vereinbarte tägliche oder wöchentliche Normalar-
beitszeit der Dienstnehmerin oder des Dienstneh-
mers,"

9. § 10a Abs. 1 und 2 lautet:

"(1) Teilzeitarbeit liegt vor, wenn die vereinbarte
Wochenarbeitszeit im Durchschnitt
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1. die gesetzliche wöchentliche Normalarbeitszeit 
(§ 56) oder

2. eine durch Normen der kollektiven Rechtsgestal-
tung festgelegte kürzere wöchentliche Normalar-
beitszeit oder

3. eine im Betrieb üblicherweise allgemein festgeleg-
te wöchentliche Normalarbeitszeit, die kürzer als
die wöchentliche Normalarbeitszeit gemäß Z. 1
oder 2 ist, 

unterschreitet.

(2) Ausmaß und Lage der Arbeitszeit gemäß 
Abs. 1 und ihre Änderung sind zu vereinbaren, sofern
sie nicht durch Betriebsvereinbarung festgesetzt wer-
den. Die Änderung des Ausmaßes der regelmäßigen
Arbeitszeit bedarf der Schriftform. Eine ungleich-
mäßige Verteilung der Arbeitszeit auf einzelne Tage
und Wochen kann im Vorhinein vereinbart werden."

10. Nach § 10a Abs. 4 werden folgende Abs. 4a bis 4f
eingefügt:

"(4a) Für Mehrarbeitsstunden gemäß Abs. 4
gebührt ein Zuschlag von 25 %. § 65 Abs. 2 ist anzu-
wenden.

(4b) Mehrarbeitsstunden sind nicht zuschlags-
pflichtig, wenn

1. sie innerhalb des Kalendervierteljahres oder eines
anderen festgelegten Zeitraums von drei Mona-
ten, in dem sie angefallen sind, durch Zeitaus-
gleich im Verhältnis 1 : 1 ausgeglichen werden;

2. bei gleitender Arbeitszeit die vereinbarte Arbeits-
zeit innerhalb der Gleitzeitperiode im Durchschnitt
nicht überschritten wird. § 61 Abs. 6 ist sinngemäß
anzuwenden.

(4c) Sieht der Kollektivvertrag für Vollzeitbeschäf-
tigte eine kürzere wöchentliche Normalarbeitszeit als
40 Stunden vor und wird für die Differenz zwischen
kollektivvertraglicher und gesetzlicher Normalarbeits-
zeit kein Zuschlag oder ein geringerer Zuschlag als
nach Abs. 4a festgesetzt, sind Mehrarbeitsstunden
von Teilzeitbeschäftigten im selben Ausmaß zu-
schlagsfrei bzw. mit dem geringeren Zuschlag abzu-
gelten.

(4d) Sind neben dem Zuschlag nach Abs. 4a auch
andere gesetzliche oder kollektivvertragliche Zu-
schläge für diese zeitliche Mehrleistung vorgesehen,
gebührt nur der höchste Zuschlag.

(4e) Abweichend vom Abs. 4a kann eine Abgel-
tung von Mehrarbeitsstunden durch Zeitausgleich
vereinbart werden. Der Mehrarbeitszuschlag ist bei
der Bemessung des Zeitausgleichs zu berücksichti-
gen oder gesondert auszuzahlen. Die Abs. 4b bis 4d
sind auch auf die Abgeltung durch Zeitausgleich
anzuwenden.

(4f) Der Kollektivvertrag kann Abweichungen von 
Abs. 4a bis 4e zulassen."

11. § 10a Abs. 9 lautet:

"(9) Die Abs. 2 bis 4, 5 und 8 gelten nicht für Teil-
zeitbeschäftigungen gemäß §§ 26j, 26k, 26q, 105f,
105g und 105m."

12. Nach § 10a wird folgender § 10b samt Überschrift
eingefügt:

"§ 10b

Abbau von Zeitguthaben

(1) Wird bei Durchrechnung der Normalarbeitszeit
(§ 56a) mit einem Durchrechnungszeitraum von mehr
als 26 Wochen der Zeitpunkt des Ausgleichs von Zeit-
guthaben nicht im Vorhinein festgelegt und bestehen

1. bei einem Durchrechnungszeitraum von bis zu 
52 Wochen nach Ablauf des halben Durchrech-
nungszeitraums,

2. bei einem längeren Durchrechnungszeitraum
nach Ablauf von 26 Wochen 

Zeitguthaben, ist der Ausgleichszeitpunkt binnen vier
Wochen festzulegen oder der Ausgleich binnen 
13 Wochen zu gewähren. Anderenfalls kann die
Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer den Zeit-
punkt des Ausgleichs mit einer Vorankündigungsfrist
von vier Wochen selbst bestimmen, sofern nicht
zwingende betriebliche Erfordernisse diesem Zeit-
punkt entgegenstehen, oder eine Abgeltung in Geld
verlangen. Durch Kollektivvertrag oder Betriebsver-
einbarung können abweichende Regelungen getrof-
fen werden.

(2) Wird bei Überstundenarbeit, für die Zeitaus-
gleich gebührt, der Zeitpunkt des Ausgleichs nicht im
Vorhinein vereinbart, ist

1. der Zeitausgleich für noch nicht ausgeglichene
Überstunden, die bei Durchrechnung der Normal-
arbeitszeit (§ 56a) oder gleitender Arbeitszeit 
(§ 58) durch Überschreitung der durchschnittli-
chen Normalarbeitszeit entstehen, binnen sechs
Monaten nach Ende des Durchrechnungszeit-
raums bzw. der Gleitzeitperiode zu gewähren;

2. in sonstigen Fällen der Zeitausgleich für sämtliche
in einem Kalendermonat geleistete und noch nicht
ausgeglichene Überstunden binnen sechs Mona-
ten nach Ende des Kalendermonats zu gewähren.

Durch Kollektivvertrag können abweichende Rege-
lungen getroffen werden.

(3) Wird der Zeitausgleich für Überstunden nicht
innerhalb der Frist nach Abs. 2 gewährt, kann die
Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer den Zeit-
punkt des Zeitausgleichs mit einer Vorankündigungs-
frist von vier Wochen einseitig bestimmen, sofern
nicht zwingende betriebliche Erfordernisse diesem
Zeitpunkt entgegenstehen, oder eine Abgeltung in
Geld verlangen."

13. Im § 16 Abs. 1 wird der Ausdruck "gebührt" durch den
Ausdruck "gebühren" ersetzt.

14. Im § 17 Abs. 4 wird der Begriff "regelmäßigen
Wochenarbeitszeit" durch den Begriff "wöchentlichen
Normalarbeitszeit" ersetzt.

15. Im § 26c Abs. 1 letzter Satz wird das Zitat "§ 26a 
Abs. 1 Z. 1" durch das Zitat "§ 26a Abs. 1" ersetzt.
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16. Im § 26h Abs. 1 zweiter Satz wird der Begriff "Arbeits-
verhältnis" durch den Begriff "Dienstverhältnis"
ersetzt. 

17. Im § 26m Abs. 7 zweiter Satz wird der Ausdruck "zwei
Wochen" durch den Ausdruck "vier Wochen" ersetzt.

18. Die §§ 29 und 30 entfallen.

19. Im § 32 Abs. 1 wird der Begriff "regelmäßigen
wöchentlichen Arbeitszeit" durch den Begriff
"wöchentlichen Normalarbeitszeit" ersetzt.

20. Im § 39d Abs. 2 wird der Ausdruck "Handelsgesetz-
buchs" durch den Ausdruck "Unternehmensgesetz-
buchs" ersetzt.

21. Im § 39e Abs. 3 wird das Zitat "§ 46a" durch das Zitat
"§ 37" ersetzt.

22. Im § 39k Abs. 5 wird nach dem Zitat "§ 39e" ein
Beistrich gesetzt und die Wortfolge "einer Sterbebe-
gleitung nach § 39t oder einer Begleitung schwerst-
erkrankter Kinder nach § 39u" eingefügt.

23. § 39m Abs. 3a lautet:

"(3a) Die Dienstgeberin oder der Dienstgeber hat
die Einleitung eines Verfahrens bei der Schlichtungs-
stelle, die innerhalb von sechs Monaten ab Beginn
des Dienstverhältnisses zu erfolgen hat, dem zustän-
digen Träger der Krankenversicherung unverzüglich
zu melden."

24. Im § 39q Abs. 4 wird jeweils der Begriff "Arbeitsver-
hältnisses" durch den Begriff "Dienstverhältnisses"
ersetzt.

25. § 39t Abs. 2 lautet:

"(2) Als nahe Angehörige gelten die Ehegattin oder
der Ehegatte, Personen, die mit der Dienstnehmerin
oder dem Dienstnehmer in gerader Linie verwandt
sind, Wahl- und Pflegekinder, Wahl- und Pflegeeltern,
die Person, mit der die Dienstnehmerin oder der
Dienstnehmer in Lebensgemeinschaft lebt, Ge-
schwister, Schwiegereltern und Schwiegerkinder und
leibliche Kinder der Ehegattin oder des Ehegatten
oder der Lebensgefährtin oder des Lebensgefähr-
ten."

26. § 39u samt Überschrift lautet:

"§ 39u

Begleitung von schwersterkrankten Kindern

§ 39t ist auch bei der Begleitung von im gemein-
samen Haushalt lebenden, schwersterkrankten Kin-
dern (Wahl-, Pflegekindern oder leiblichen Kindern
der Ehegattin oder des Ehegatten oder der Lebens-

gefährtin oder des Lebensgefährten) der Dienstneh-
merin oder des Dienstnehmers anzuwenden. Gemäß
§ 39u Landarbeitsgesetz 1984 kann die Maßnahme
abweichend vom § 39t Abs. 1 zunächst für einen
bestimmten fünf Monate nicht übersteigenden Zeit-
raum verlangt werden; bei einer Verlängerung der
Maßnahme darf die Gesamtdauer der Maßnahme
neun Monate nicht überschreiten."

27. Im § 39v Abs. 1 erster Satz wird nach dem Zitat 
"§ 39t Abs. 1" die Wortfolge "oder § 39u" eingefügt.

28. Im § 39v Abs. 2 entfällt der letzte Satz.

29. Im Abschnitt 4 wird vor § 56 folgender § 55a samt
Überschrift eingefügt:

"§ 55a

Regelung durch Betriebsvereinbarung

Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird,
können Regelungen, zu denen der Kollektivvertrag
nach diesem Landesgesetz ermächtigt ist, durch
Betriebsvereinbarung zugelassen werden, wenn

1. der Kollektivvertrag die Betriebsvereinbarung
dazu ermächtigt, oder

2. für die betroffenen Dienstgeberinnen und Dienst-
geber mangels Bestehen einer kollektivvertrags-
fähigen Körperschaft auf Dienstgeberseite kein
Kollektivvertrag abgeschlossen werden kann."

30. § 56 Abs. 2 bis 5 lautet:

"(2) Die wöchentliche Normalarbeitszeit darf 
40 Stunden, für Dienstnehmerinnen und Dienstneh-
mer mit freier Station, die mit der Dienstgeberin oder
dem Dienstgeber in Hausgemeinschaft leben, 
42 Stunden nicht überschreiten, soweit im Folgenden
nicht anderes bestimmt wird.

(3) Die tägliche Normalarbeitszeit darf neun Stun-
den nicht überschreiten. Der Kollektivvertrag kann
eine tägliche Normalarbeitszeit von bis zu zehn Stun-
den zulassen. Darüber hinausgehende Verlänge-
rungsmöglichkeiten bleiben unberührt.

(3a) Fällt in Verbindung mit Feiertagen die Arbeits-
zeit an Werktagen aus, um den Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmern eine längere zusammenhängen-
de Freizeit zu ermöglichen, so kann die ausfallende
Normalarbeitszeit auf die Werktage von höchstens 
13 zusammenhängenden, die Ausfallstage ein-
schließenden Wochen verteilt werden. Der Kollektiv-
vertrag kann den Einarbeitungszeitraum verlängern.
Die tägliche Normalarbeitszeit darf bei einem Einar-
beitungszeitraum von bis zu 13 Wochen zehn Stun-
den nicht überschreiten.

(4) Die Betriebsvereinbarung kann eine tägliche
Normalarbeitszeit von bis zu zehn Stunden zulassen,
wenn die gesamte Wochenarbeitszeit regelmäßig auf
vier Tage verteilt wird. In Betrieben, in denen kein
Betriebsrat errichtet ist, kann eine solche Arbeitszeit-
einteilung schriftlich vereinbart werden.

(5) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in
erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt, kann
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durch Kollektivvertrag eine wöchentliche Normalar-
beitszeit von bis zu 60 Stunden und eine tägliche Nor-
malarbeitszeit von bis zu zwölf Stunden zugelassen
werden. § 61 ist nicht anzuwenden."

31. § 56a samt Überschrift lautet:

"§ 56a

Durchrechnung der Arbeitszeit

(1) Der Kollektivvertrag kann zulassen, dass in
einzelnen Wochen eines Durchrechnungszeitraums
von bis zu einem Jahr die wöchentliche Normalar-
beitszeit

1. bei einem Durchrechnungszeitraum von bis zu
acht Wochen auf höchstens 50 Stunden,

2. bei einem längeren Durchrechnungszeitraum auf
höchstens 48 Stunden 

ausgedehnt wird, wenn sie innerhalb dieses Zeit-
raums im Durchschnitt die im § 56 Abs. 2 festgeleg-
te wöchentliche Normalarbeitszeit nicht überschrei-
tet. Der Kollektivvertrag kann einen längeren Durch-
rechnungszeitraum unter der Bedingung zulassen,
dass der zur Erreichung der durchschnittlichen
wöchentlichen Normalarbeitszeit erforderliche Zeit-
ausgleich jedenfalls in mehrwöchigen zusammen-
hängenden Zeiträumen verbraucht wird. Der Kollek-
tivvertrag kann eine Übertragung von Zeitguthaben in
den nächsten Durchrechnungszeitraum zulassen.

(2) Abweichend vom § 55a kann der Kollektivver-
trag für Betriebe mit dauernd weniger als fünf Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmern zulassen, dass
eine Arbeitszeiteinteilung nach Abs. 1 schriftlich ver-
einbart wird."

32. § 57 samt Überschrift lautet:

"§ 57

Arbeitsspitzen

(1) Während der Arbeitsspitzen darf die wöchent-
liche Normalarbeitszeit in der Landwirtschaft um drei
Stunden verlängert werden; sie ist in der arbeits-
schwachen Zeit so zu verkürzen, dass die im § 56
Abs. 2 festgelegte wöchentliche Normalarbeitszeit im
Jahresdurchschnitt nicht überschritten wird.

(2) Die Verteilung der wöchentlichen Normalar-
beitszeit auf die Zeiten der Arbeitsspitzen kann durch
Kollektivvertrag bestimmt werden. Für den Fall, dass
eine kollektivvertragliche Regelung fehlt oder für
bestimmte Dienstverhältnisse nicht Geltung hat, darf
die wöchentliche Normalarbeitszeit in der Anbau- und
Erntezeit für die mit der Dienstgeberin oder dem
Dienstgeber in Hausgemeinschaft lebenden Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmern mit freier Station
durch höchstens 26 Wochen, für alle anderen Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer durch höchstens 20
Wochen um die im ersten Halbsatz des Abs. 1 fest-
gelegte Stundenzahl verlängert werden.

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht in den Fällen des 
§ 56a."

33. Im § 58 Abs. 1 und Abs. 3 Z. 4 wird jeweils der Begriff
"Tagesarbeitszeit" durch den Begriff "täglichen Nor-
malarbeitszeit" ersetzt.

34. § 58 Abs. 4 lautet:

"(4) Die tägliche Normalarbeitszeit darf zehn Stun-
den nicht überschreiten. Die wöchentliche Normalar-
beitszeit darf innerhalb der Gleitzeitperiode die
wöchentliche Normalarbeitszeit gemäß § 56 Abs. 2
im Durchschnitt nur insoweit überschreiten, als Über-
tragungsmöglichkeiten von Zeitguthaben nach der
Gleitzeitvereinbarung vorgesehen sind."

35. Im § 59 Abs. 1 wird der Begriff "Wochenarbeitszeit"
durch den Begriff "wöchentliche Normalarbeitszeit"
ersetzt.

36. § 60 samt Überschrift lautet:

"§ 60

Arbeitszeit bei Schichtarbeit

(1) Bei mehrschichtiger Arbeitsweise ist ein
Schichtplan zu erstellen. Die wöchentliche Normalar-
beitszeit darf

1. innerhalb des Schichtturnusses oder

2. bei Durchrechnung der wöchentlichen Normalar-
beitszeit gemäß § 56a innerhalb des Durchrech-
nungszeitraums

im Durchschnitt die nach § 56 Abs. 2 zulässige Dau-
er nicht überschreiten.

(2) Der Kollektivvertrag kann für Betriebe gemäß
§ 5 Abs. 4 eine tägliche Normalarbeitszeit von bis zu
zwölf Stunden zulassen."

37. § 61 Abs. 1 lautet:

"(1) Überstundenarbeit liegt vor, wenn

1. die Grenzen der nach §§ 56 bis 60 zulässigen
wöchentlichen Normalarbeitszeit oder

2. die Grenzen der nach §§ 56 bis 60 zulässigen täg-
lichen Normalarbeitszeit 

überschritten werden, die sich aus einer zulässigen
Verteilung der wöchentlichen Normalarbeitszeit auf
die einzelnen Arbeitstage ergibt."

38. § 61 Abs. 3 Z. 3 lautet:

"3.insgesamt in einer Arbeitswoche höchstens 17"

39. § 61 Abs. 4 Z. 3 lautet:

"3.insgesamt in einer Arbeitswoche höchstens 20"

40. § 61a Abs. 1 lautet:

"(1) Die Wochenarbeitszeit darf einschließlich
Überstunden 52 Stunden, in den Fällen des § 61 
Abs. 3 oder 4 60 Stunden nicht überschreiten. Diese
Höchstgrenze darf auch beim Zusammentreffen
einer anderen Verteilung der wöchentlichen Normal-
arbeitszeit mit Arbeitszeitverlängerungen keinesfalls
überschritten werden."
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41. Im § 67 Abs. 4 wird das Zitat "§ 252" durch das Zitat
"§ 296" ersetzt.

42. Im § 67 Abs. 5 erster Satz wird die Wortfolge "Be-
günstigte Invalide im Sinn des § 2 des Behinder-
teneinstellungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr.
17/1999," durch die Wortfolge "Begünstigte Behin-
derte im Sinn des § 2 des Behinderteneinstellungs-
gesetzes" ersetzt.

43. Im § 69 Abs. 5 wird die Wortfolge "der die Karenz um
zehn Monate übersteigt" durch die Wortfolge "um den
die Karenz zehn Monate übersteigt" ersetzt.

44. Im § 73 wird folgender Abs. 3 angefügt:

"(3) Ist wegen Fehlens von Aufzeichnungen über
die geleisteten Arbeitsstunden die Feststellung der
tatsächlich geleisteten Arbeitszeit unzumutbar, wer-
den Verfallsfristen gehemmt."

45. § 83a Abs. 5 lautet:

"(5) Die Sicherheitsvertrauenspersonen sind zur
etwaigen Hinzuziehung externer Präventivdienste im
Voraus zu hören und vor der Bestellung und Abberu-
fung von Sicherheitsfachkräften, von Arbeitsmedizi-
nerinnen und Arbeitsmedizinern sowie von für die
Erste Hilfe, die Brandbekämpfung und Evakuierung
zuständigen Personen zu informieren. Die beabsich-
tigte Bestellung oder Abberufung ist mit den Sicher-
heitsvertrauenspersonen zu beraten, außer wenn ein
Betriebsrat errichtet ist."

46. Im § 83a Abs. 7 wird am Ende der Z. 3 das Wort "und"
durch einen Beistrich ersetzt und die Z. 4 durch fol-
gende Z. 4 bis 6 ersetzt:

"4.die Sicherheitsvertrauenspersonen über Auflagen,
Vorschreibungen, Bewilligungen und behördliche
Informationen auf dem Gebiet des Dienstnehmer-
schutzes zu informieren und zu den Informationen,
die sich aus den Schutzmaßnahmen und Maß-
nahmen zur Gefahrenverhütung ergeben, im Vor-
aus anzuhören,

5. die Sicherheitsvertrauenspersonen zu den Infor-
mationen über die Gefahren für Sicherheit und
Gesundheit sowie über Schutzmaßnahmen und
Maßnahmen zur Gefahrenverhütung im Allgemei-
nen und für die einzelnen Arten von Arbeitsplätzen
bzw. Aufgabenbereichen im Voraus anzuhören,

6. die Sicherheitsvertrauenspersonen zur Informati-
on der Dienstgeberinnen und Dienstgeber von
betriebsfremden Dienstnehmerinnen oder Dienst-
nehmern über die in Z. 5 genannten Punkte sowie
über die für Erste Hilfe, Brandbekämpfung und
Evakuierung gesetzten Maßnahmen im Voraus
anzuhören."

47. Im § 85 Abs. 2 wird vor dem abschließenden Punkt
der Halbsatz "und sie nach Benutzung an dem dafür
vorgesehenen Platz zu lagern" eingefügt.

48. Im § 88c Abs. 2 letzter Satz wird das Wort "Erforder-
lichenfalls" durch das Wort "Es" ersetzt.

49. Im § 93 Abs. 1 und § 94 Abs. 1 wird jeweils die Wort-
folge "Diese Verpflichtung kann erfüllt werden:" durch
die Wortfolge "Diese Verpflichtung ist gemäß der fol-
genden Z. 1 oder, wenn eine Dienstgeberin oder ein
Dienstgeber nicht über entsprechend fachkundiges
Personal verfügt, gemäß der folgenden Z. 2 oder 3
zu erfüllen:" ersetzt und am Ende der Z. 1 jeweils das
Wort "oder" durch einen Beistrich ersetzt.

50. Im § 93b Abs. 1 wird nach dem Wort "beschäftigt" der
Halbsatz "und nicht über entsprechend fachkundiges
Personal zur Beschäftigung betriebseigener Sicher-
heitsfachkräfte (§ 93 Abs. 1 Z. 1) oder Arbeitsmedizi-
nerinnen oder Arbeitsmediziner (§ 94 Abs. 1 Z. 1) ver-
fügt" eingefügt.

51. § 100 Abs. 1 lautet:

"(1) Werdende und stillende Mütter dürfen in der
Zeit von 19.00 bis 5.00 Uhr nicht beschäftigt werden."

52. Im § 110 Abs. 2 entfällt das Wort "regelmäßige".

53. Im § 110b Abs. 3 entfällt die Wortfolge "oder deren
Bevollmächtigten".

54. Im § 112 Abs. 1 wird der Begriff "Arbeitsverhältnis"
durch den Begriff "Dienstverhältnis" ersetzt.

55. Nach § 113i werden folgende §§ 113j bis 113t samt
Überschriften eingefügt:

"Gleichbehandlung von Menschen mit
Behinderungen

§ 113j

Diskriminierungsverbot

(1) Auf Grund einer Behinderung darf im Zusam-
menhang mit einem Dienstverhältnis niemand unmit-
telbar oder mittelbar diskriminiert werden, insbeson-
dere nicht

1. bei der Begründung des Dienstverhältnisses,

2. bei der Festsetzung des Entgelts,

3. bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen,
die kein Entgelt darstellen,

4. bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung und
Umschulung,

5. beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beför-
derungen,

6. bei den sonstigen Arbeitsbedingungen,

7. bei der Beendigung des Dienstverhältnisses.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 und der §§ 113k
bis 113t sind auch auf jeden Elternteil anzuwenden,
der auf Grund der Behinderung eines Kindes (Stief-,
Wahl-, Pflegekindes) diskriminiert wird, dessen
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behinderungsbedingt erforderliche Betreuung er
wahrnimmt. Sie sind weiters auf Angehörige anzu-
wenden, die auf Grund der Behinderung einer Person
diskriminiert werden, deren behinderungsbedingt
erforderliche Betreuung sie überwiegend wahrneh-
men. Als Angehörige gelten Ehe- und Lebenspartner,
Geschwister sowie Verwandte in gerader Linie mit
Ausnahme der Eltern. Im Fall der Belästigung gemäß
§ 113m sind die Bestimmungen des Abs. 1 und der
§§ 113l und 113n bis 113t auf Verwandte in gerader
Linie, Geschwister sowie Ehe- und Lebenspartner
von Menschen mit Behinderungen anzuwenden.

(3) Betriebliche Einstufungsregelungen und Nor-
men der kollektiven Rechtsgestaltung dürfen bei der
Regelung der Entlohnungskriterien keine Kriterien
vorschreiben, die zu einer Diskriminierung wegen
einer Behinderung führen.

§ 113k

Behinderung

Eine Behinderung ist die Auswirkung einer nicht
nur vorübergehenden körperlichen, geistigen oder
psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beein-
trächtigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist,
die Teilhabe am Arbeitsleben zu erschweren. Als
nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr
als voraussichtlich sechs Monaten. Ein festgestellter
Grad der Behinderung ist nicht erforderlich.

§ 113l

Diskriminierung

(1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor,
wenn eine Person auf Grund einer Behinderung in
einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige
Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt,
erfahren hat oder erfahren würde.

(2) Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn
dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien
oder Verfahren sowie Merkmale gestalteter Lebens-
bereiche Menschen mit Behinderungen gegenüber
anderen Personen in besonderer Weise benachteili-
gen können, es sei denn, die betreffenden Vorschrif-
ten, Kriterien oder Verfahren sowie Merkmale gestal-
teter Lebensbereiche sind durch ein rechtmäßiges
Ziel sachlich gerechtfertigt, und die Mittel sind zur
Erreichung dieses Ziels angemessen und erforder-
lich.

(3) Bei Ungleichbehandlung wegen eines Merk-
mals, das im Zusammenhang mit einer Behinderung
steht, liegt dann keine Diskriminierung vor, wenn das
betreffende Merkmal auf Grund der Art einer
bestimmten beruflichen Tätigkeit oder der Rahmen-
bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und
entscheidende berufliche Voraussetzung darstellt,
und sofern es sich um einen rechtmäßigen Zweck
und eine angemessene Anforderung handelt.

(4) Eine mittelbare Diskriminierung im Sinn von
Abs. 2 liegt nicht vor, wenn die Beseitigung von
Bedingungen, die eine Benachteiligung begründen,

insbesondere von Barrieren, rechtswidrig oder
wegen unverhältnismäßiger Belastungen unzumut-
bar wäre.

(5) Bei der Prüfung, ob Belastungen unverhältnis-
mäßig sind, sind insbesondere zu berücksichtigen:

1. der mit der Beseitigung der die Benachteiligung
begründenden Bedingungen verbundene Auf-
wand,

2. die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Dienst-
geberin oder des Dienstgebers,

3. Förderungen aus öffentlichen Mitteln für die ent-
sprechenden Maßnahmen,

4. die zwischen dem In-Kraft-Treten dieses Landes-
gesetzes und der behaupteten Diskriminierung
vergangene Zeit.

(6) Erweist sich die Beseitigung von Bedingungen,
die eine Benachteiligung begründen, als unverhält-
nismäßige Belastung im Sinn des Abs. 4, liegt dann
eine Diskriminierung vor, wenn verabsäumt wurde,
durch zumutbare Maßnahmen zumindest eine maß-
gebliche Verbesserung der Situation der oder des
Betroffenen im Sinn einer größtmöglichen Annähe-
rung an eine Gleichbehandlung zu bewirken. Bei der
Prüfung der Zumutbarkeit ist Abs. 5 heranzuziehen.

(7) Bei der Beurteilung des Vorliegens einer mit-
telbaren Diskriminierung durch Barrieren ist auch zu
prüfen, ob einschlägige auf den gegenständlichen
Fall anwendbare Rechtsvorschriften zur Barrierefrei-
heit vorliegen und ob und inwieweit diese eingehal-
ten wurden. Barrierefrei sind bauliche und sonstige
Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsge-
genstände, Systeme der Informationsverarbeitung
sowie andere gestaltete Lebensbereiche, wenn sie
für Menschen mit Behinderungen in der allgemein
üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und
grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutz-
bar sind.

(8) Eine Diskriminierung liegt auch bei Anweisung
einer Person zur Diskriminierung aus dem Grund
einer Behinderung vor.

(9) Spezifische Maßnahmen zur Förderung der
Gleichstellung im Berufsleben, mit denen Benachtei-
ligungen wegen einer Behinderung verhindert oder
ausgeglichen werden, gelten nicht als Diskriminie-
rung.

§ 113m

Belästigung

(1) Eine Diskriminierung liegt auch bei Belästigung
vor. Belästigung liegt vor, wenn im Zusammenhang
mit einer Behinderung unerwünschte, unangebrach-
te oder anstößige Verhaltensweisen gesetzt werden,
die bezwecken oder bewirken, dass die Würde der
betroffenen Person verletzt, und ein einschüchtern-
des, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes
oder demütigendes Umfeld für die betroffene Person
geschaffen wird.

(2) Eine Diskriminierung liegt auch dann vor, wenn
eine Dienstgeberin oder ein Dienstgeber es schuld-
haft unterlässt, im Fall einer Belästigung durch Dritte
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eine auf Grund gesetzlicher Bestimmungen, Normen
der kollektiven Rechtsgestaltung oder des Dienstver-
trags angemessene Abhilfe zu schaffen.

(3) Eine Diskriminierung liegt auch bei Anweisung
einer Person zur Belästigung vor.

§ 113n

Rechtsfolgen der Verletzung des
Diskriminierungsverbots

(1) Ist ein Dienstverhältnis wegen Verletzung des
Diskriminierungsverbots des § 113j Abs. 1 Z. 1 nicht
begründet worden, so ist die Dienstgeberin oder der
Dienstgeber gegenüber der Stellenwerberin oder
dem Stellenwerber zum Ersatz des Vermögensscha-
dens und zu einer Entschädigung für die erlittene per-
sönliche Beeinträchtigung verpflichtet. Der Ersatzan-
spruch beträgt

1. mindestens ein Monatsentgelt, wenn die Stellen-
werberin oder der Stellenwerber bei diskriminie-
rungsfreier Auswahl die Stelle erhalten hätte, oder

2. bis 500 Euro, wenn die Dienstgeberin oder der
Dienstgeber nachweisen kann, dass der einer
Stellenwerberin oder einem Stellenwerber durch
die Diskriminierung entstandene Schaden allein
darin besteht, dass die Berücksichtigung ihrer
oder seiner Bewerbung verweigert wurde.

(2) Ist eine Dienstnehmerin oder ein Dienstnehmer
wegen Verletzung des Diskriminierungsverbots des
§ 113j Abs. 1 Z. 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist
die Dienstgeberin oder der Dienstgeber gegenüber
der Dienstnehmerin oder dem Dienstnehmer zum
Ersatz des Vermögensschadens und zu einer Ent-
schädigung für die erlittene persönliche Beeinträchti-
gung verpflichtet. Der Ersatzanspruch beträgt

1. wenn die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer
bei diskriminierungsfreier Auswahl beruflich auf-
gestiegen wäre, die Differenz für mindestens drei
Monate zwischen dem Entgelt, das die Dienst-
nehmerin oder der Dienstnehmer bei erfolgrei-
chem beruflichen Aufstieg erhalten hätte, und dem
tatsächlichen Entgelt, oder

2. wenn die Dienstgeberin oder der Dienstgeber
nachweisen kann, dass der der Dienstnehmerin
oder dem Dienstnehmer durch die Diskriminierung
entstandene Schaden allein darin besteht, dass
die Berücksichtigung ihrer oder seiner Bewerbung
verweigert wurde, bis 500 Euro.

(3) Ist das Dienstverhältnis von der Dienstgeberin
oder vom Dienstgeber wegen einer Behinderung der
Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers oder
wegen der offenbar nicht unberechtigten Geltendma-
chung von Ansprüchen nach diesem Landesgesetz
gekündigt oder vorzeitig beendigt worden (§ 113j 
Abs. 1 Z. 7), so kann die Kündigung oder Entlassung
unter der Voraussetzung des § 113q bei Gericht
angefochten werden. Dies gilt nicht für Kündigungen,
für die § 8 des Behinderteneinstellungsgesetzes,
BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung BGBl. I Nr.
82/2005 gilt.

(4) Erhält eine behinderte Dienstnehmerin oder ein
behinderter Dienstnehmer wegen Verletzung des

Diskriminierungsverbots des § 113j Abs. 1 Z. 2 durch
die Dienstgeberin oder den Dienstgeber für gleiche
Arbeit oder für eine Arbeit, die als gleichwertig aner-
kannt wird, ein geringeres Entgelt als eine andere
Dienstnehmerin oder ein anderer Dienstnehmer, so
hat sie oder er gegenüber der Dienstgeberin oder
dem Dienstgeber Anspruch auf Bezahlung der Diffe-
renz und eine Entschädigung für die erlittene per-
sönliche Beeinträchtigung.

(5) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots
des § 113j Abs. 1 Z. 3 hat die Dienstnehmerin oder
der Dienstnehmer Anspruch auf Gewährung der
betreffenden Sozialleistung oder auf Ersatz des Ver-
mögensschadens sowie auf eine Entschädigung für
die erlittene persönliche Beeinträchtigung.

(6) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots
des § 113j Abs. 1 Z. 4 hat die Dienstnehmerin oder
der Dienstnehmer Anspruch auf Einbeziehung in die
entsprechenden betrieblichen Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen oder auf Ersatz des Vermögens-
schadens sowie auf eine Entschädigung für die erlit-
tene persönliche Beeinträchtigung.

(7) Bei Verletzung des Diskriminierungsverbots
des § 113j Abs. 1 Z. 6 hat die behinderte Dienstneh-
merin oder der behinderte Dienstnehmer Anspruch
auf Gewährung der gleichen Arbeitsbedingungen wie
eine andere Dienstnehmerin oder ein anderer Dienst-
nehmer oder auf Ersatz des Vermögensschadens
sowie auf eine Entschädigung für die erlittene per-
sönliche Beeinträchtigung.

(8) Bei einer Belästigung (§ 113m) hat die betrof-
fene Person gegenüber der Belästigerin oder dem
Belästiger, im Fall einer schuldhaften Unterlassung
der Dienstgeberin oder des Dienstgebers (§ 113m
Abs. 2) auch gegenüber dieser oder diesem,
Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens. Neben
dem Ersatz eines allfälligen Vermögensschadens hat
die betroffene Person zum Ausgleich der erlittenen
persönlichen Beeinträchtigung Anspruch auf ange-
messenen, mindestens jedoch auf 400 Euro Scha-
denersatz.

§ 113o

Höhe des immateriellen Schadenersatzes

Bei der Bemessung der Höhe des immateriellen
Schadenersatzes ist insbesondere auf die Dauer der
Diskriminierung, die Schwere des Verschuldens, die
Erheblichkeit der Beeinträchtigung und Mehrfachdis-
kriminierungen Bedacht zu nehmen.

§ 113p

Benachteiligungsverbot

Als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die
Einleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des
Diskriminierungsverbots des § 113j Abs. 1 darf die
betroffene Dienstnehmerin oder der betroffene
Dienstnehmer durch die Dienstgeberin oder den
Dienstgeber nicht entlassen, gekündigt oder anders
benachteiligt werden. Auch eine andere Dienstneh-
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merin oder ein anderer Dienstnehmer, die oder der
als Zeugin oder als Zeuge oder Auskunftsperson in
einem Verfahren auftritt oder eine Beschwerde einer
anderen Dienstnehmerin oder eines anderen Dienst-
nehmers unterstützt, darf als Reaktion auf eine
Beschwerde oder auf die Einleitung eines Verfahrens
zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbots nicht
entlassen, gekündigt oder anders benachteiligt wer-
den. § 113n Abs. 3 und § 113s gelten sinngemäß.

§ 113q

Geltendmachung von Ansprüchen bei Gericht

(1) Ansprüche gemäß §§ 113n und 113p können
bei den ordentlichen Gerichten nur geltend gemacht
werden, wenn in der Sache vorher bei der Antidiskri-
minierungsstelle beim Amt der Oö. Landesregierung
(§ 14 Oö. Antidiskriminierungsgesetz) ein Schlich-
tungsverfahren gemäß § 113t durchgeführt wurde.
Die Klage ist nur zulässig, wenn nicht längstens
innerhalb von drei Monaten, im Fall einer Kündigung
oder Entlassung innerhalb von einem Monat ab Ein-
leitung des Schlichtungsverfahrens eine gütliche
Einigung erzielt worden ist. Die Klägerin oder der Klä-
ger hat der Klage eine Bestätigung der Antidiskrimi-
nierungsstelle darüber anzuschließen, dass keine
gütliche Einigung erzielt werden konnte.

(2) Für die gerichtliche Geltendmachung der
Ansprüche gelten folgende Fristen:

1. in Fällen nach § 113n Abs. 1 und 2 sechs Monate
ab Zugang der Ablehnung der Bewerbung;

2. im Fall einer Kündigung oder Entlassung gemäß
§ 113n Abs. 3 oder § 113p 14 Tage ab Zugang;

3. im Fall einer Belästigung gemäß § 113n Abs. 8
sechs Monate;

4. in Fällen nach § 113n Abs. 4 bis 7 die dreijährige
Verjährungsfrist gemäß § 1486 des Allgemeinen
Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB). 

(3) Die Einleitung des Schlichtungsverfahrens 
(§ 113t) bewirkt die Hemmung der Fristen zur gericht-
lichen Geltendmachung. Die Zustellung der Bestäti-
gung der Antidiskriminierungsstelle an die eine Dis-
kriminierung behauptende Person, dass keine gütli-
che Einigung erzielt werden konnte (§ 113t Abs. 3),
beendet die Hemmung. Die Bestätigung ist auf
Antrag oder, wenn nach Ablauf der Frist gemäß 
Abs. 1 eine Einigung nicht mehr zu erwarten ist,
amtswegig auszustellen.

(4) Nach Zustellung der Bestätigung steht der
betroffenen Person im Fall einer Kündigung oder Ent-
lassung zur Erhebung der Klage jedenfalls noch eine
Frist von 14 Tagen, in allen anderen Fällen zumindest
noch eine Frist von drei Monaten offen.

§ 113r

Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung

Macht eine betroffene Person sowohl eine Verlet-
zung des Diskriminierungsverbots des § 113j Abs. 1
als auch eine Verletzung des Gleichbehandlungsge-
bots von Frauen und Männern bzw. des Gebots der

Gleichbehandlung ohne Unterschied der ethnischen
Zugehörigkeit, der Religion oder Weltanschauung,
des Alters oder der sexuellen Orientierung (§§ 112 bis
113c) geltend, so sind alle Diskriminierungstatbe-
stände im Schlichtungsverfahren gemäß § 113t abzu-
handeln und können bei den ordentlichen Gerichten
nur gemäß § 113q geltend gemacht werden.

§ 113s

Beweislast

Wenn sich eine betroffene Person vor Gericht auf
einen Diskriminierungstatbestand im Sinn des § 113j
Abs. 1 oder eine Belästigung (§ 113m) beruft, so hat
sie diesen Umstand glaubhaft zu machen. Der oder
dem Beklagten obliegt es bei Berufung auf § 113j
Abs. 1 zu beweisen, dass es bei Abwägung aller
Umstände wahrscheinlicher ist, dass ein anderes von
der oder dem Beklagten glaubhaft gemachtes Motiv
für die unterschiedliche Behandlung ausschlagge-
bend war. Bei Berufung auf § 113m sowie bei Beru-
fung auf eine Diskriminierung, die durch Barrieren
verursacht wird, obliegt es der oder dem Beklagten
zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände
wahrscheinlicher ist, dass die von der oder dem
Beklagten glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahr-
heit entsprechen.

§ 113t

Schlichtungsverfahren

(1) Bei der Antidiskriminierungsstelle beim Amt der
Oö. Landesregierung (§ 14 Oö. Antidiskriminierungs-
gesetz) sind in Angelegenheiten der Gleichstellung
von Menschen mit Behinderungen im Zusammen-
hang mit einem Dienstverhältnis im Sinn dieses Lan-
desgesetzes Schlichtungsverfahren durchzuführen.

(2) Das Schlichtungsverfahren beginnt mit der Ein-
bringung des Anbringens, mit dem Schlichtung
begehrt wird, durch die eine Diskriminierung behaup-
tende Person. Auf die Einbringung ist § 13 AVG mit
der Maßgabe anzuwenden, dass das Anbringen
schriftlich oder mündlich zu Protokoll eingebracht
werden muss. §§ 32 und 33 AVG sind anzuwenden.

(3) Das Schlichtungsverfahren endet mit der Eini-
gung oder mit der Zustellung der Bestätigung der 
Antidiskriminierungsstelle, dass keine gütliche Eini-
gung erzielt werden konnte, an die eine Diskriminie-
rung behauptende Person. § 8 des Zustellgesetzes
ist anzuwenden.

(4) Die Antidiskriminierungsstelle hat unter Einbe-
ziehung einer Prüfung des Einsatzes möglicher För-
derungen nach bundes- oder landesgesetzlichen
Vorschriften zu versuchen, einen einvernehmlichen
Ausgleich der Interessensgegensätze zwischen den
Parteien herbeizuführen.

(5) Der Einsatz von Mediation ist anzubieten.
Mediation ist eine auf Freiwilligkeit der Parteien beru-
hende Tätigkeit, bei der eine fachlich ausgebildete,
neutrale Vermittlerin (Mediatorin) oder ein fachlich
ausgebildeter, neutraler Vermittler (Mediator) mit
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anerkannten Methoden die Kommunikation zwischen
den Parteien systematisch mit dem Ziel fördert, eine
von den Parteien selbst verantwortete Lösung ihres
Konflikts zu ermöglichen.

(6) Die Kosten für die Mediation und eine allfällige
Beiziehung von Sachverständigen, Dolmetscherin-
nen und Dolmetschern sowie sonstigen Fachleuten
trägt das Land, gegebenenfalls nach Maßgabe der
von der Landesregierung erlassenen Richtlinien.

(7) Personen, die einer Einladung der Antidiskri-
minierungsstelle oder der Mediatorin oder des Media-
tors im Rahmen des Schlichtungsverfahrens nach-
kommen, haben auf Antrag Anspruch auf die Zeugin-
nen und Zeugen zustehenden Gebühren (§ 3 des
Gebührenanspruchsgesetzes 1975). Die Kosten
trägt das Land."

56. Im § 146 wird folgender Abs. 7 angefügt:

"(7) In den Unternehmen im Sinn des Abschnitts
12a. ist nach Maßgabe des Abschnitts 12a. ein
besonderes Verhandlungsgremium einzusetzen
sowie ein SCE-Betriebsrat zu errichten oder ein
anderes Verfahren zur Beteiligung der Dienstnehme-
rinnen und der Dienstnehmer zu schaffen."

57. § 159 Abs. 1 lautet:

"(1) Wählbar sind alle Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer, die

1. am Tag der Ausschreibung der Wahl das 19. Le-
bensjahr vollendet haben und

2. seit mindestens sechs Monaten im Rahmen des
Betriebs oder Unternehmens, dem der Betrieb
angehört, beschäftigt sind und

3. abgesehen vom Erfordernis der österreichischen
Staatsbürgerschaft vom Wahlrecht zum National-
rat nicht ausgeschlossen sind (§ 22 Nationalrats-
Wahlordnung 1992)."

58. Im § 200a Abs. 2 entfällt am Ende der Z. 5 das Wort
"und" und wird die Z. 6 durch folgende Z. 6 bis 8
ersetzt:

"6.den Betriebsrat über Auflagen, Vorschreibungen,
Bewilligungen und behördliche Informationen auf
dem Gebiet des Dienstnehmerschutzes zu infor-
mieren und zu den Informationen, die sich aus den
Schutzmaßnahmen und Maßnahmen zur Gefah-
renverhütung ergeben, im Voraus anzuhören,

7.den Betriebsrat zu den Informationen über die
Gefahren für Sicherheit und Gesundheit sowie
über Schutzmaßnahmen und Maßnahmen zur
Gefahrenverhütung im Allgemeinen und für die
einzelnen Arten von Arbeitsplätzen bzw. Aufga-
benbereichen im Voraus anzuhören,

8.den Betriebsrat zur Information der Dienstgeberin-
nen und Dienstgeber von betriebsfremden Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmern über die in Z. 7
genannten Punkte sowie über die für Erste Hilfe,
Brandbekämpfung und Evakuierung gesetzten
Maßnahmen, im Voraus anzuhören."

59. § 200a Abs. 3 lautet:

"(3) Die Betriebsinhaberin oder der Betriebsinha-
ber hat mit dem Betriebsrat über die beabsichtigte
Bestellung oder Abberufung von Sicherheitsfachkräf-
ten, Arbeitsmedizinerinnen oder Arbeitsmedizinern
sowie von Personen zu beraten, die für die Erste Hil-
fe, die Brandbekämpfung und Evakuierung zuständig
sind. Der Betriebsrat kann zu den Beratungen die
Land- und Forstwirtschaftsinspektion beiziehen. Eine
ohne Beratung mit dem Betriebsrat vorgenommene
Bestellung von Sicherheitsfachkräften und Arbeits-
medizinerinnen oder Arbeitsmedizinern ist rechtsun-
wirksam."

60. Im § 222 Abs. 2 Z. 5 lit. e wird nach dem Klammerzi-
tat "(§§ 202 und 203)" der Punkt durch einen Strich-
punkt ersetzt und folgende Z. 6 und 7 angefügt:

"6.Entsendung von Dienstnehmervertretern in das
besondere Verhandlungsgremium (§§ 261 und
262), in den SCE-Betriebsrat (§ 278) und in den
Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europäischen
Genossenschaft (§ 291);

7.Mitwirkung an den Unterrichtungs- und Anhö-
rungsverfahren gemäß den nach den §§ 274 oder
275 abgeschlossenen Vereinbarungen."

61. Im § 222 Abs. 4 Z. 3 wird der abschließende Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z. 4 
und 5 angefügt:

"4.Entsendung von Dienstnehmervertretern in das
besondere Verhandlungsgremium (§§ 261 und
262), in den SCE-Betriebsrat (§ 278) und in den
Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europäischen
Genossenschaft (§ 291);

5.Mitwirkung an den Unterrichtungs- und An-
hörungsverfahren gemäß den nach den §§ 274
oder 275 abgeschlossenen Vereinbarungen."

62. Im § 242 wird vor dem abschließenden Punkt die
Wortfolge ", soweit nicht die Zuständigkeitsregelung
gemäß § 113r zur Anwendung gelangt" eingefügt.

63. Im § 244 Abs. 3 wird die Wortfolge "dieser Aufforde-
rung" durch die Wortfolge "der Aufforderung gemäß
Abs. 2" ersetzt.

64. Im § 250 Abs. 2 entfällt der letzte Satz.

65. Im § 250 wird folgender Abs. 2a eingefügt:

"(2a) Im Fall des Abs. 2 ist gemäß § 237 Abs. 6
Landarbeitsgesetz 1984 auf das Strafverfahren § 56
Abs. 2 bis 4 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991
(VStG) anzuwenden."

66. Im § 250 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt:

"(6) Übertretungen der §§ 257 Z. 1 und 2, 259 
Abs. 3, 260 Abs. 5, 263 Abs. 1 und 4, 269 Abs. 2, 271
Abs. 3, 272 Abs. 3, 275 Abs. 2, 279 Abs. 1, 293 
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Abs. 1 und 295 Abs. 4 sind als Verwaltungsübertre-
tungen von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer
Geldstrafe bis zu 2.180 Euro zu bestrafen, sofern die
Tat nicht nach anderen Vorschriften einer strengeren
Strafe unterliegt.

(7) Übertretungen nach Abs. 6 sind nur zu verfol-
gen und zu bestrafen, wenn im Fall

1. der §§ 257 Z. 1 und 2, 259 Abs. 3, 260 Abs. 5, 263
Abs. 1, 271 Abs. 3, 272 Abs. 3, 279 Abs. 1 und 295
Abs. 4 die in den beteiligten juristischen Personen,
betroffenen Tochtergesellschaften, betroffenen
Betrieben oder der Europäischen Genossenschaft
bestehenden Dienstnehmervertretungen,

2. der §§ 263 Abs. 4 und 269 Abs. 2 das besondere
Verhandlungsgremium,

3. des § 275 Abs. 2 die nach der Vereinbarung
gemäß § 275 Abs. 1 zuständige Dienstnehmer-
vertretung,

4. des § 293 Abs. 1 das zuständige Leitungs- oder
Verwaltungsorgan der beteiligten juristischen Per-
sonen, betroffenen Tochtergesellschaften oder
betroffene Betriebe oder der Vorstand oder Ver-
waltungsrat der Europäischen Genossenschaft

binnen sechs Wochen ab Kenntnis von der Übertre-
tung und der Person der Täterin oder des Täters bei
der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde einen
Strafantrag stellt (Privatanklägerin oder Privatanklä-
ger). Gemäß § 282 Abs. 3 Landarbeitsgesetz 1984 ist
auf das Strafverfahren § 56 Abs. 2 bis 4 VStG anzu-
wenden."

67. § 251 erhält die Absatzbezeichnung (1); folgender
Abs. 2 wird angefügt:

"(2) Verstöße gegen die Aufzeichnungspflichten
gemäß § 73 sind hinsichtlich jeder einzelnen Dienst-
nehmerin und jedes einzelnen Dienstnehmers
gesondert zu bestrafen, wenn durch das Fehlen der
Aufzeichnungen die Feststellung der tatsächlich
geleisteten Arbeitszeit unmöglich oder unzumutbar
wird."

68. Nach § 251 wird folgender Abschnitt 12a. (§§ 252 bis
295) eingefügt:

"12a. BETEILIGUNG DER DIENSTNEHMERINNEN
UND DIENSTNEHMER IN DER 

EUROPÄISCHEN GENOSSENSCHAFT

1. Unterabschnitt

Allgemeines

§ 252

Geltungsbereich

(1) Die Bestimmungen des Abschnitts 12a. gelten
für Unternehmen, die unter den Abschnitt 8 fallen und
nach der in der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 vom
22. Juli 2003 vorgesehenen Rechtsform

1. durch Neugründung, an der mindestens zwei nach
dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete juristi-

sche Personen, die dem Recht mindestens zwei-
er verschiedener Mitgliedstaaten unterliegen,
sowie allenfalls eine oder mehrere natürliche Per-
sonen beteiligt sind, oder

2. durch Verschmelzung von Genossenschaften, die
nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründet
worden sind und ihren Sitz sowie ihre Hauptver-
waltung in einem Mitgliedstaat haben, sofern min-
destens zwei von ihnen dem Recht verschiedener
Mitgliedstaaten unterliegen, oder

3. durch Umwandlung einer Genossenschaft, die
nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründet
worden ist und ihren Sitz sowie ihre Hauptverwal-
tung in einem Mitgliedstaat hat, sofern sie seit min-
destens zwei Jahren eine dem Recht eines ande-
ren Mitgliedstaats unterliegende Tochtergesell-
schaft oder Niederlassung hat,

gegründet oder geführt werden und ihren Sitz im
Inland haben oder haben werden.

(2) Die Bestimmungen des Abschnitts 12a. gelten
weiters für Unternehmen, die unter den Abschnitt 8
fallen und nach der in der Verordnung (EG) Nr.
1435/2003 vom 22. Juli 2003 vorgesehenen Rechts-
form

1. ausschließlich von natürlichen Personen oder

2. von einer einzigen nach dem Recht eines Mit-
gliedstaats gegründeten juristischen Person und
von natürlichen Personen

gegründet oder geführt werden und ihren Sitz im
Inland haben oder haben werden, sofern diese in
mindestens zwei Mitgliedstaaten insgesamt mindes-
tens 50 Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer
beschäftigen.

(3) Die Bestimmungen des Abschnitts 12a. gelten
weiters für Unternehmen, die unter den Abschnitt 8
fallen und nach der in der Verordnung (EG) Nr.
1435/2003 vom 22. Juli 2003 vorgesehenen Rechts-
form

1. ausschließlich von natürlichen Personen oder

2. von einer einzigen nach dem Recht eines Mit-
gliedstaats gegründeten juristischen Person und
von natürlichen Personen

gegründet worden sind, ihren Sitz im Inland haben
und insgesamt weniger als 50 Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer oder in nur einem Mitgliedstaat 
50 oder mehr Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer
beschäftigen, sofern nach deren Eintragung mindes-
tens ein Drittel der Gesamtzahl der Dienstnehmerin-
nen und Dienstnehmer der Europäischen Genossen-
schaft und ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe
in mindestens zwei verschiedenen Mitgliedstaaten
einen entsprechenden Antrag stellt oder die Gesamt-
zahl von 50 Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern
in mindestens zwei Mitgliedstaaten erreicht oder
überschritten wird. In diesem Fall sind die Bestim-
mungen des Abschnitts 12a. mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass die Europäische Genossenschaft an
die Stelle der beteiligten juristischen Personen und
die Tochtergesellschaften und Betriebe der Europäi-
schen Genossenschaft an die Stelle der betroffenen
Tochtergesellschaften und Betriebe treten.

(4) Wenn an der Gründung einer Europäischen
Genossenschaft natürliche Personen beteiligt sind,
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so sind die Bestimmungen des Abschnitts 12a. mit
der Maßgabe anzuwenden, dass alle für die beteilig-
ten juristischen Personen geltenden Regelungen in
gleicher Weise auch für die beteiligten natürlichen
Personen gelten.

§ 253

Sitz nicht im Inland

Für die Pflicht der beteiligten juristischen Perso-
nen im Inland zur Zusammenarbeit mit den Organen
der Dienstnehmerschaft gemäß § 258 Z. 1, die Pflicht
zur Bekanntgabe der Informationen gemäß § 259
Abs. 3, die Ermittlung der Zahl der im Inland beschäf-
tigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer (§ 259
Abs. 4), die Entsendung der österreichischen Mitglie-
der in das besondere Verhandlungsgremium (§§ 261
und 262), in den SCE-Betriebsrat (§ 278) und in den
Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europäischen
Genossenschaft (§ 291), die Beendigung ihrer Mit-
gliedschaft zum besonderen Verhandlungsgremium
(§ 267 Abs. 2), zum SCE-Betriebsrat (§ 281 Abs. 5)
und im Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europäi-
schen Genossenschaft (§ 291 Abs. 4) sowie die für
sie geltende Verschwiegenheitspflicht (§ 293) und die
für sie geltenden Schutzbestimmungen (§ 294) gel-
ten die Bestimmungen des Abschnitts 12a. auch
dann, wenn der Sitz der Europäischen Genossen-
schaft nicht im Inland liegt oder liegen wird.

§ 254 

Begriffsbestimmungen

(1) Unter beteiligten juristischen Personen im Sinn
des Abschnitts 12a. sind die unmittelbar an der Grün-
dung einer Europäischen Genossenschaft beteiligten
Unternehmen zu verstehen. Dies sind im Fall der

1. Neugründung die daran beteiligten Unternehmen;

2. Verschmelzung die zu verschmelzenden Genos-
senschaften;

3. Umwandlung die umzuwandelnde Genossen-
schaft.

(2) Unter Tochtergesellschaft einer beteiligten 
juristischen Person oder einer Europäischen Genos-
senschaft im Sinn des Abschnitts 12a. ist ein Unter-
nehmen zu verstehen, auf das die betreffende juristi-
sche Person oder die betreffende Europäische
Genossenschaft einen beherrschenden Einfluss aus-
übt. Der Begriff des herrschenden Einflusses ist im
Sinn des § 176 Abs. 2 bis 9 des Arbeitsverfassungs-
gesetzes auszulegen.

(3) Unter betroffener Tochtergesellschaft ist eine
Tochtergesellschaft einer beteiligten juristischen Per-
son zu verstehen, die bei der Gründung einer
Europäischen Genossenschaft zu deren Tochterge-
sellschaft werden soll.

(4) Unter betroffenem Betrieb ist ein Betrieb einer
beteiligten juristischen Person zu verstehen, der bei
der Gründung einer Europäischen Genossenschaft
zu deren Betrieb werden soll.

§ 255

Organe der Dienstnehmerschaft

In den Unternehmen, die die Voraussetzungen
des § 252 erfüllen, ist nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Abschnitts 12a. ein besonderes Ver-
handlungsgremium einzusetzen sowie ein SCE-
Betriebsrat zu errichten oder ein anderes Verfahren
zur Beteiligung der Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer zu schaffen.

§ 256

Beteiligung der Dienstnehmerinnen und 
Dienstnehmer

(1) Das Recht der Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer auf Beteiligung in der Europäischen Genos-
senschaft umfasst alle Verfahren, durch die die
Dienstnehmervertreter auf die Beschlussfassung in
der Europäischen Genossenschaft Einfluss nehmen
können. Insbesondere beinhaltet das Recht der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer auf Beteili-
gung, das Recht auf Unterrichtung, das Recht auf
Anhörung und, nach Maßgabe der Bestimmungen
des Abschnitts 12a., das Recht auf Mitbestimmung.

(2) Unter Unterrichtung im Sinn des Abschnitts
12a. sind die Unterrichtung des Organs zur Vertre-
tung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer oder
der Dienstnehmervertreter durch das zuständige
Organ der Europäischen Genossenschaft über alle
Angelegenheiten zu verstehen, die diese selbst oder
eine ihrer Tochtergesellschaften oder einen ihrer
Betriebe in einem anderen Mitgliedstaat betreffen
oder die über die Befugnisse der Entscheidungsor-
gane auf der Ebene des einzelnen Mitgliedstaats hin-
ausgehen. Zeitpunkt, Form und Inhalt der Unterrich-
tung müssen den Dienstnehmervertretern eine ein-
gehende Prüfung der möglichen Auswirkungen und
gegebenenfalls die Vorbereitung von Anhörungen mit
dem zuständigen Organ der Europäischen Genos-
senschaft ermöglichen.

(3) Unter Anhörung im Sinn des Abschnitts 12a.
sind der Meinungsaustausch und die Einrichtung
eines Dialogs zwischen dem Organ zur Vertretung
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer oder den
Dienstnehmervertretern und dem zuständigen Organ
der Europäischen Genossenschaft zu verstehen.
Zeitpunkt, Form und Inhalt der Anhörung müssen den
Dienstnehmervertretern auf der Grundlage der
erfolgten Unterrichtung eine Stellungnahme zu den
geplanten Maßnahmen des zuständigen Organs
ermöglichen, die im Rahmen des Entscheidungspro-
zesses innerhalb der Europäischen Genossenschaft
berücksichtigt werden kann.

(4) Unter Mitbestimmung im Sinn des Abschnitts
12a. ist die Einflussnahme des Organs zur Vertretung
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer oder der
Dienstnehmervertreter auf alle Angelegenheiten der
Europäischen Genossenschaft durch die Wahrneh-
mung des Rechts zu verstehen, einen Teil der Mit-
glieder des Aufsichts- oder des Verwaltungsrates der
Europäischen Genossenschaft zu wählen oder zu
bestellen oder einen Teil oder alle Mitglieder des Auf-
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sichts- oder Verwaltungsrates der Europäischen
Genossenschaft zu empfehlen oder abzulehnen.

§ 257

Pflichten der Leitungs- und Verwaltungsorgane

Die jeweils zuständigen Leitungs- oder Verwal-
tungsorgane der beteiligten juristischen Personen
haben

1. die für die Einsetzung eines besonderen Verhand-
lungsgremiums sowie

2. die für die Errichtung eines SCE-Betriebsrats oder
die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung
und Anhörung der Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer

notwendigen Voraussetzungen zu schaffen und die
erforderlichen Mittel bereitzustellen.

§ 258

Grundsätze der Zusammenarbeit

Die Organe der Dienstnehmerschaft (§ 255) und
die jeweils zuständigen Leitungs- und Verwaltungs-
organe

1. der beteiligten juristischen Personen bzw.

2. der Europäischen Genossenschaft

haben mit dem Willen zur Verständigung unter
Beachtung ihrer jeweiligen Rechte und gegenseitigen
Verpflichtungen zusammenzuarbeiten.

2. Unterabschnitt

Besonderes Verhandlungsgremium

§ 259

Aufforderung zur Errichtung

(1) Das besondere Verhandlungsgremium ist auf
Grund einer schriftlichen Aufforderung der zuständi-
gen Leitungs- oder Verwaltungsorgane der beteilig-
ten juristischen Personen an die Vertreter der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer oder an die Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer - nach Maßgabe
des jeweils anzuwendenden Rechts - in diesen 
juristischen Personen sowie in den betroffenen Toch-
tergesellschaften und betroffenen Betrieben zu
errichten.

(2) Die Aufforderung gemäß Abs. 1 hat

1. im Fall der Neugründung einer Europäischen
Genossenschaft gemäß § 252 Abs. 1 Z. 1 oder
Abs. 2 mindestens vier Wochen vor Unterzeich-
nung der Satzung,

2. im Fall der Gründung durch Verschmelzung von
Genossenschaften gemäß § 252 Abs. 1 Z. 2
unmittelbar nach Offenlegung des Verschmel-
zungsplans,

3. im Fall der Gründung durch Umwandlung einer
Genossenschaft gemäß § 252 Abs. 1 Z. 3 unmit-
telbar nach der Vereinbarung des Umwandlungs-
plans und

4. im Fall einer gemäß § 252 Abs. 3 gegründeten
Europäischen Genossenschaft unmittelbar nach-
dem mindestens ein Drittel der Gesamtzahl der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer der
Europäischen Genossenschaft und ihrer Tochter-
gesellschaften und Betriebe in mindestens zwei
verschiedenen Mitgliedstaaten einen entspre-
chenden Antrag gestellt hat oder die Gesamtzahl
von 50 Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern in
mindestens zwei Mitgliedstaaten erreicht oder
überschritten wird,

zu erfolgen.

(3) Der Aufforderung gemäß Abs. 1 sind Informa-
tionen anzuschließen über

1. die geplante Gründung der Europäischen Genos-
senschaft und den Verfahrensverlauf bis zu deren
Eintragung,

2. die Identität und Struktur der beteiligten juristi-
schen Personen einschließlich deren Tochterge-
sellschaften und Betriebe, der betroffenen Toch-
tergesellschaften und der betroffenen Betriebe,
jeweils einschließlich deren Verteilung auf die Mit-
gliedstaaten,

3. die Zahl der in diesen Gesellschaften und Betrie-
ben jeweils beschäftigten Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer und die Gesamtzahl der in den
beteiligten juristischen Personen, betroffenen
Tochtergesellschaften und betroffenen Betrieben
beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstneh-
mer,

4. die Identität der zur Vertretung der Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmer in diesen Gesellschaften
und Betrieben errichteten Organe sowie die Zahl
der von diesen Organen jeweils vertretenen
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer,

5. die Identität jener beteiligten juristischen Perso-
nen, in denen ein System der Mitbestimmung exis-
tiert, und jeweils die Zahl der von einem System
der Mitbestimmung erfassten Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer; wenn nicht alle Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmer einer beteiligten juristi-
schen Person von einem System der Mitbestim-
mung erfasst sind, auch das Verhältnis der von
einem System der Mitbestimmung erfassten
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer zur jeweili-
gen Gesamtzahl der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer,

6. den Termin der konstituierenden Sitzung des
besonderen Verhandlungsgremiums.

(4) Für die Ermittlung der Zahl der beschäftigten
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer ist der Zeit-
punkt der Aufforderung gemäß Abs. 1 maßgebend.

(5) Die zuständige freiwillige Berufsvereinigung 
der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer ist von der
Aufforderung gemäß Abs. 1 durch das für die Ent-
sendung zuständige Organ der Dienstnehmerschaft zu
verständigen.
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§ 260

Zusammensetzung

(1) Für jeden Anteil an in einem Mitgliedstaat
beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstneh-
mern, der 10 % der Gesamtzahl der in allen Mit-
gliedstaaten beschäftigten Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer der beteiligten juristischen Personen,
betroffenen Tochtergesellschaften und betroffenen
Betriebe oder einen Bruchteil davon beträgt, ist ein
Mitglied aus diesem Mitgliedstaat in das besondere
Verhandlungsgremium zu entsenden.

(2) Im Fall einer im Wege der Verschmelzung
gegründeten Europäischen Genossenschaft sind aus
jedem Mitgliedstaat so viele weitere zusätzliche Mit-
glieder in das besondere Verhandlungsgremium zu
entsenden, wie erforderlich sind, um zu gewährlei-
sten, dass jede beteiligte juristische Person, die
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer in dem betref-
fenden Mitgliedstaat beschäftigt und die als Folge der
Eintragung der Europäischen Genossenschaft als
eigene Rechtsperson erlöschen wird, in dem beson-
deren Verhandlungsgremium durch mindestens ein
Mitglied vertreten ist.

(3) Soweit bereits durch die Anwendung des 
Abs. 1 in Verbindung mit dem jeweils anzuwenden-
den Recht die Vertretung dieser beteiligten juristi-
schen Personen im besonderen Verhandlungsgremi-
um durch Mitglieder gewährleistet ist, die Dienstneh-
merinnen oder Dienstnehmer dieser beteiligten juris-
tischen Personen sind oder ausschließlich von den
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern dieser betei-
ligten juristischen Personen gewählt oder sonst
bestimmt worden sind, sind keine weiteren zusätzli-
chen Mitglieder gemäß Abs. 2 zu entsenden.

(4) Die Zahl dieser zusätzlichen Mitglieder darf 
20 % der sich aus Abs. 1 ergebenden Mitgliederzahl
nicht überschreiten. Übersteigt die Zahl dieser betei-
ligten juristischen Personen die Zahl der zu entsen-
denden zusätzlichen Mitglieder, so werden diese
zusätzlichen Mitglieder den beteiligten juristischen
Personen in verschiedenen Mitgliedstaaten nach der
Zahl der bei ihnen beschäftigten Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer in absteigender Reihenfolge
zugeteilt.

(5) Treten während der Tätigkeitsdauer des
besonderen Verhandlungsgremiums solche Ände-
rungen in der Struktur oder Dienstnehmerzahl der
beteiligten juristischen Personen, der betroffenen
Tochtergesellschaften und der betroffenen Betriebe
ein, dass sich die Zusammensetzung des besonde-
ren Verhandlungsgremiums gemäß Abs. 1 bis 4
ändern würde, so ist das besondere Verhandlungs-
gremium entsprechend neu zusammenzusetzen.
Informationen über solche Änderungen haben die
zuständigen Leitungs- und Verwaltungsorgane der
beteiligten juristischen Personen unverzüglich an das
besondere Verhandlungsgremium und an die Vertre-
ter der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer oder
an die Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer - nach
Maßgabe des jeweils anzuwendenden Rechts - in
den beteiligten juristischen Personen sowie in den
betroffenen Tochtergesellschaften und betroffenen

Betrieben, die bisher nicht im besonderen Verhand-
lungsgremium vertreten waren, zu richten.

§ 261

Entsendung der Mitglieder

(1) Die in das besondere Verhandlungsgremium
zu entsendenden österreichischen Mitglieder werden
durch Beschluss des gemäß § 262 zur Entsendung
berechtigten Organs der Dienstnehmerschaft aus
dem Kreis der Betriebsratsmitglieder ernannt. Anstel-
le eines Betriebsratsmitglieds kann auch eine Funk-
tionärin oder Dienstnehmerin oder ein Funktionär
oder Dienstnehmer der zuständigen freiwilligen
Berufsvereinigung der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer ernannt werden.

(2) Im Fall, dass mehrere österreichische Mitglie-
der in das besondere Verhandlungsgremium zu ent-
senden sind, hat das gemäß § 262 zur Entsendung
berechtigte Organ zugleich mit dem Entsendungsbe-
schluss auch Beschluss darüber zu fassen, wie viele
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer von einem
entsendeten Mitglied jeweils vertreten werden. Dabei
ist darauf Bedacht zu nehmen, dass alle in Österreich
beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer
von einem solchen Mitglied vertreten werden.

(3) Bei der Entsendung soll nach Maßgabe der
Anzahl der den österreichischen Dienstnehmerver-
tretern zustehenden Sitze darauf Bedacht genom-
men werden, dass jede beteiligte juristische Person
durch mindestens ein Mitglied im besonderen Ver-
handlungsgremium vertreten ist.

(4) Zur Beschlussfassung ist die Anwesenheit von
mindestens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. Die
Beschlüsse werden mit den Stimmen jener Mitglieder
gefasst, die zusammen mehr als die Hälfte der in den
Unternehmen und in den Betrieben beschäftigten
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer vertreten. Bei
der Ermittlung der Zahl der in den Unternehmen und
in den Betrieben beschäftigten Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer sind die der Aufforderung zur
Errichtung des besonderen Verhandlungsgremiums
gemäß §§ 259 Abs. 3 Z. 3 und 4 und 260 Abs. 5 anzu-
schließenden Informationen zugrunde zu legen.

(5) Auf eine angemessene Vertretung der Gruppen
der Arbeiter und der Angestellten sowie der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer soll Bedacht ge-
nommen werden.

§ 262

Entsendung in Betrieben und Unternehmen

(1) In Betrieben erfolgt die Entsendung durch
Beschluss des Betriebsausschusses. Besteht kein
Betriebsausschuss, so nimmt diese Aufgabe der
Betriebsrat wahr. Bestehen mehrere Betriebsaus-
schüsse (Betriebsräte), die nicht zum selben Unter-
nehmen gehören, so ist von der oder dem Vorsitzen-
den des Betriebsausschusses (Betriebsrats) des
nach der Zahl der wahlberechtigten Dienstnehmerin-
nen und Dienstnehmer größten inländischen Be-
triebs eine Versammlung der in den Betrieben bestell-
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ten Betriebsausschüsse (Betriebsräte) einzuberufen,
der die Beschlussfassung über die Entsendung
obliegt.

(2) In Unternehmen sind die in das besondere Ver-
handlungsgremium zu entsendenden Mitglieder
durch Beschluss des Zentralbetriebsrats zu benen-
nen. Ist in einem Unternehmen ein Zentralbetriebsrat
nicht errichtet, so ist Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.
Bestehen mehrere Zentralbetriebsräte, so ist von der
oder dem Vorsitzenden des Zentralbetriebsrats des
nach der Zahl der wahlberechtigten Dienstnehmerin-
nen und Dienstnehmer größten inländischen Unter-
nehmens eine Versammlung der Mitglieder der in den
Unternehmen bestellten Zentralbetriebsräte einzube-
rufen, der die Beschlussfassung über die Entsendung
obliegt. Besteht neben einem oder mehreren Zen-
tralbetriebsräten noch mindestens ein in keinem Zen-
tralbetriebsrat vertretener Betriebsausschuss (Be-
triebsrat), sind die Betriebsratsvorsitzenden und ihre
Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu dieser Sit-
zung einzuladen; sie gelten insoweit als Zentralbe-
triebsratsmitglieder.

(3) Die Bekanntgabe der benannten Mitglieder des
besonderen Verhandlungsgremiums an das zustän-
dige Leitungs- oder Verwaltungsorgan der beteiligten
juristischen Personen hat unverzüglich zu erfolgen.

§ 263

Konstituierung

(1) Das zuständige Leitungs- oder Verwaltungsor-
gan der beteiligten juristischen Personen hat unver-
züglich nach der Bekanntgabe der benannten Mit-
glieder des besonderen Verhandlungsgremiums zu
dessen konstituierender Sitzung einzuladen.

(2) Die Mitglieder des besonderen Verhandlungs-
gremiums haben aus ihrer Mitte eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin
oder einen Stellvertreter oder mehrere Stellvertrete-
rinnen oder Stellvertreter zu wählen. Das besondere
Verhandlungsgremium gibt sich eine Geschäftsord-
nung.

(3) Das besondere Verhandlungsgremium hat das
zuständige Leitungs- oder Verwaltungsorgan der
beteiligten juristischen Personen unverzüglich über
das Ende der konstituierenden Sitzung sowie das
Ergebnis der Wahl zu unterrichten.

(4) Unverzüglich nach dieser Mitteilung hat das
zuständige Leitungs- oder Verwaltungsorgan der
beteiligten juristischen Personen eine Sitzung mit
dem besonderen Verhandlungsgremium einzuberu-
fen, um eine Vereinbarung nach § 269 abzu-
schließen.

§ 264

Sitzungen

(1) Das besondere Verhandlungsgremium hat das
Recht, vor jeder Sitzung mit dem zuständigen Lei-
tungs- oder Verwaltungsorgan der beteiligten juristi-

schen Personen zu einer vorbereitenden Sitzung
zusammenzutreten.

(2) Das besondere Verhandlungsgremium kann
sich bei den Verhandlungen mit dem zuständigen
Leitungs- oder Verwaltungsorgan der beteiligten ju-
ristischen Personen durch Sachverständige seiner
Wahl unterstützen lassen. Diese Sachverständigen
können auf Wunsch des besonderen Verhandlungs-
gremiums den Verhandlungen in beratender Funk-
tion beigezogen werden.

§ 265

Beschlussfassungen

(1) Die Beschlüsse werden, soweit in diesem Lan-
desgesetz keine strengeren Erfordernisse festge-
setzt sind, mit einfacher Mehrheit der Stimmen ge-
fasst, sofern diese Mehrheit auch die einfache Mehr-
heit der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer ver-
tritt.

(2) Das besondere Verhandlungsgremium kann
mit mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen, die min-
destens zwei Drittel der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer in mindestens zwei Mitgliedstaaten
vertreten, den Abschluss einer Vereinbarung
beschließen, die eine Minderung der Mitbestim-
mungsrechte der Dienstnehmerinnen und Dienstneh-
mer zur Folge hat. Eine solche Mehrheit ist jedoch
nur dann erforderlich, wenn sich die Mitbestimmung
im Fall einer Europäischen Genossenschaft, die

1. durch Verschmelzung gegründet werden soll, auf
mindestens 25 % der Gesamtzahl der Dienstneh-
merinnen und Dienstnehmer der beteiligten juristi-
schen Personen erstreckt;

2. auf andere Weise gegründet werden soll, auf min-
destens 50 % der Gesamtzahl der Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmer der beteiligten juristi-
schen Personen erstreckt.

(3) Im Fall einer Europäischen Genossenschaft,
die durch Umwandlung gegründet werden soll, kann
ein Beschluss gemäß Abs. 2 nicht gefasst werden.

(4) Unter einer Minderung der Mitbestimmungs-
rechte im Sinn des Abs. 2 ist jedenfalls die Verringe-
rung des Anteils der nach einem der Verfahren
gemäß § 256 Abs. 4 bestimmten Mitglieder des Auf-
sichts- oder Verwaltungsrates der Europäischen
Genossenschaft gegenüber dem höchsten in den
beteiligten juristischen Personen geltenden Anteil an
Dienstnehmervertretern in einem Aufsichts- oder Ver-
waltungsorgan zu verstehen.

§ 266

Tätigkeitsdauer

(1) Die Tätigkeitsdauer des besonderen Verhand-
lungsgremiums beginnt mit dem Tag der Konstitu-
ierung.

(2) Die Tätigkeitsdauer des besonderen Verhand-
lungsgremiums endet,

1. wenn das besondere Verhandlungsgremium einen
Beschluss gemäß § 271 Abs. 1 fasst;
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2. wenn das Gericht die Errichtung (§ 259 Abs. 1) für
ungültig erklärt; die Klage ist spätestens einen
Monat nach Konstituierung des besonderen Ver-
handlungsgremiums einzubringen;

3. mit dem Abschluss einer Vereinbarung gemäß den
§§ 274 oder 275, sofern in der Vereinbarung nichts
anderes bestimmt ist;

4. im Fall des § 276 Abs. 1 Z. 1;

5. wenn innerhalb des gemäß § 270 maßgeblichen
Zeitraums keine Vereinbarung gemäß den §§ 274
oder 275 zustande gekommen ist.

§ 267

Beginn und Erlöschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft zum besonderen Verhand-
lungsgremium beginnt mit der Bekanntgabe des Ent-
sendungsbeschlusses (§ 262 Abs. 3).

(2) Die Mitgliedschaft zum besonderen Verhand-
lungsgremium endet, wenn

1. die Tätigkeitsdauer des besonderen Verhand-
lungsgremiums endet;

2. das Mitglied zurücktritt;

3. das Organ der Dienstnehmerschaft, das das Mit-
glied in das besondere Verhandlungsgremium ent-
sendet hat, dieses abberuft, wobei dieses jeden-
falls dann abzuberufen ist, wenn seine Mitglied-
schaft zum Betriebsrat bzw. seine Tätigkeit bei der
zuständigen freiwilligen Berufsvereinigung der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer endet;

4. der Betrieb, dem das Mitglied angehört, aus der an
der Gründung der Europäischen Genossenschaft
beteiligten juristischen Person oder aus der betrof-
fenen Tochtergesellschaft ausscheidet;

5. das Gericht den Entsendungsbeschluss (§ 261
Abs. 1) für ungültig erklärt; die Klage ist spätestens
einen Monat nach Konstituierung des besonderen
Verhandlungsgremiums einzubringen.

(3) In den Fällen des Abs. 2 Z. 2 bis 5 sind nach
Maßgabe der §§ 261 und 262 neue Mitglieder in das
besondere Verhandlungsgremium zu entsenden.

§ 268

Kostentragung

(1) Dem besonderen Verhandlungsgremium sind
zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben
Sacherfordernisse in einem der Größe der Europäi-
schen Genossenschaft und den Bedürfnissen des
besonderen Verhandlungsgremiums angemessenen
Ausmaß vom zuständigen Leitungs- oder Verwal-
tungsorgan der beteiligten juristischen Personen
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

(2) Die für die ordnungsgemäße Erfüllung der Auf-
gaben erforderlichen Verwaltungsausgaben des
besonderen Verhandlungsgremiums, insbesondere
die für die Veranstaltung der Sitzungen und jeweils
vorbereitenden Sitzungen anfallenden Kosten
einschließlich der Dolmetschkosten und der Kosten

für jedenfalls eine Sachverständige oder einen Sach-
verständigen sowie die Aufenthalts- und Reisekosten
für die Mitglieder des besonderen Verhandlungsgre-
miums sind von den beteiligten juristischen Personen
zu tragen.

§ 269

Aufgaben des besonderen Verhandlungs-
gremiums

(1) Das besondere Verhandlungsgremium hat die
Aufgabe, mit dem zuständigen Organ der beteiligten
juristischen Personen in einer schriftlichen Vereinba-
rung die Beteiligung der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer in der Europäischen Genossenschaft
festzulegen.

(2) Zu diesem Zweck hat das zuständige Organ
der beteiligten juristischen Personen das besondere
Verhandlungsgremium unmittelbar nach dessen 
Konstituierung über das Vorhaben der Gründung
einer Europäischen Genossenschaft und das ge-
plante Verfahren bis zu deren Eintragung zu unter-
richten.

§ 270

Dauer der Verhandlungen

(1) Die Verhandlungen zum Abschluss einer Ver-
einbarung gemäß den §§ 274 oder 275 sind binnen
sechs Monaten ab der Konstituierung des besonde-
ren Verhandlungsgremiums abzuschließen.

(2) Das besondere Verhandlungsgremium und
das zuständige Organ der beteiligten juristischen
Personen können einvernehmlich beschließen, die
Verhandlungen zum Abschluss einer Vereinbarung
gemäß den §§ 274 oder 275 bis zur Dauer eines 
Jahres ab dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt fortzu-
setzen.

§ 271

Beschluss über die Beendigung 
der Verhandlungen

(1) Das besondere Verhandlungsgremium kann
mit mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen, die min-
destens zwei Drittel der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer in mindestens zwei Mitgliedstaaten
vertreten, beschließen, keine Verhandlungen zum
Abschluss einer Vereinbarung im Sinn des § 270 
Abs. 1 zu eröffnen oder die bereits eröffneten Ver-
handlungen abzubrechen.

(2) Im Fall einer Europäischen Genossenschaft,
die durch Umwandlung gegründet werden soll, kann
das besondere Verhandlungsgremium einen
Beschluss im Sinn des Abs. 1 nicht fassen, wenn in
der umzuwandelnden Gesellschaft Vorschriften über
die Mitbestimmung bestehen.

(3) Das besondere Verhandlungsgremium ist auf
schriftlichen Antrag von mindestens 10 % der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer der Europäischen
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Genossenschaft, ihrer Tochtergesellschaften und
Betriebe oder von deren Vertreterinnen oder Vertre-
tern frühestens zwei Jahre nach dem Beschluss
gemäß Abs. 1 wieder einzuberufen, es sei denn, das
besondere Verhandlungsgremium und das zuständi-
ge Organ der Europäischen Genossenschaft setzen
eine kürzere Frist fest. Für die Verhandlungen treffen
die Europäische Genossenschaft bzw. deren zustän-
diges Organ alle Pflichten, die bei Verhandlungen im
Zusammenhang mit der Gründung einer Europäi-
schen Genossenschaft den beteiligten juristischen
Personen bzw. deren zuständigen Organen obliegen.

(4) Im Fall eines Beschlusses gemäß Abs. 1 oder
wenn innerhalb des für die gemäß Abs. 3 eingeleite-
ten Verhandlungen vorgesehenen Zeitraums (§ 270)
keine Vereinbarung zustande gekommen ist, finden
die Bestimmungen des 3. Unterabschnitts keine
Anwendung.

§ 272

Strukturänderungen

(1) Das besondere Verhandlungsgremium ist

1. auf Grund einer schriftlichen Aufforderung des
zuständigen Organs der Europäischen Genossen-
schaft oder

2. auf schriftlichen Antrag von mindestens 10 % der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer der
Europäischen Genossenschaft, ihrer Tochterge-
sellschaften und Betriebe oder von deren Vertre-
terinnen oder Vertretern oder

3. auf schriftlichen Antrag des SCE-Betriebsrats 
(§ 287 Abs. 1 Z. 2) 

einzuberufen, sofern wesentliche Änderungen der
Struktur der Europäischen Genossenschaft stattfin-
den, die die Interessen der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer in Bezug auf ihre Beteiligungsrechte
betreffen.

(2) Als wesentliche Änderungen der Struktur der
Europäischen Genossenschaft gelten insbesondere
die Verlegung des Sitzes der Europäischen Genos-
senschaft, der Wechsel des Verwaltungssystems der
Europäischen Genossenschaft, die Stilllegung, Ein-
schränkung oder Verlegung von Unternehmen oder
Betrieben der Europäischen Genossenschaft, der
Zusammenschluss von Betrieben oder Unternehmen
der Europäischen Genossenschaft sowie der Erwerb
wesentlicher Beteiligungen an anderen Unternehmen
durch die Europäische Genossenschaft, sofern diese
erheblichen Einfluss auf die Gesamtstruktur der
Europäischen Genossenschaft haben, sowie erhebli-
che Änderungen der Zahl der in der Europäischen
Genossenschaft und ihren Tochtergesellschaften
Beschäftigten.

(3) Für die Verhandlungen zum Abschluss einer
Vereinbarung gemäß den §§ 274 oder 275 ist das
besondere Verhandlungsgremium bzw. der SCE-
Betriebsrat entsprechend den Änderungen der Struk-
tur oder der Dienstnehmerzahl der Europäischen
Genossenschaft, ihrer Tochtergesellschaften und
Betriebe neu zusammenzusetzen (§§ 260 Abs. 5 und
277 Abs. 2). Für die Verhandlungen treffen die

Europäische Genossenschaft bzw. deren zuständi-
ges Organ alle Pflichten, die bei Verhandlungen im
Zusammenhang mit der Gründung einer Europäi-
schen Genossenschaft den beteiligten juristischen
Personen bzw. deren zuständigen Organen obliegen.

(4) Sofern eine geltende Vereinbarung gemäß den
§§ 274 oder 275 eine Regelung über die Vorausset-
zungen und das Verfahren zu ihrer Neuaushandlung
enthält, ist nach dieser vorzugehen, soweit sie den
Anforderungen der Abs. 1 bis 3 entspricht.

(5) Wenn innerhalb des für die Verhandlungen vor-
gesehenen Zeitraums (§ 270) keine Vereinbarung
zustande gekommen ist, finden die Bestimmungen
des 3. Unterabschnitts mit der Maßgabe Anwendung,
dass sich der Umfang der Beteiligungsrechte der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer nach der
Struktur der Europäischen Genossenschaft, ihrer
Tochtergesellschaften und Betriebe im Zeitpunkt des
Scheiterns der Verhandlungen bestimmt.

§ 273

Verfahrensmissbrauch

(1) Eine Europäische Genossenschaft darf nicht
dazu missbraucht werden, Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmern Beteiligungsrechte zu entziehen oder
vorzuenthalten. Missbrauch ist insbesondere dann
anzunehmen, wenn Änderungen der Struktur der
Europäischen Genossenschaft stattfinden, die geeig-
net sind, Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern
Beteiligungsrechte zu entziehen oder vorzuenthalten.
Im Fall des Vorliegens einer solchen Änderung sind
Neuverhandlungen nach den Bestimmungen des 
§ 272 durchzuführen.

(2) Als Änderungen im Sinn des Abs. 1 gelten bis
zum Beweis des Gegenteils alle Änderungen der
Struktur der Europäischen Genossenschaft im Sinn
des § 272, sofern diese innerhalb eines Jahres nach
deren Eintragung erfolgen.

§ 274

Vereinbarung über die Beteiligung der 
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer in der 

Europäischen Genossenschaft

(1) Wenn das besondere Verhandlungsgremium
und das zuständige Organ der beteiligten juristischen
Personen eine Vereinbarung über die Beteiligung der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer in der
Europäischen Genossenschaft abschließen, haben
sie in dieser Vereinbarung jedenfalls

1. die von der Vereinbarung erfasste Europäische
Genossenschaft, ihre Tochtergesellschaften und
Betriebe;

2. die Zusammensetzung des SCE-Betriebsrats, 
die Anzahl der Mitglieder, die Sitzverteilung und
die Mandatsdauer einschließlich der Auswirkun-
gen von wesentlichen Änderungen der Struktur
der Europäischen Genossenschaft sowie von
erheblichen Änderungen der Zahl der in der
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Europäischen Genossenschaft und ihren Tochter-
gesellschaften Beschäftigten (§ 272 Abs. 2);

3. die Befugnisse und das Verfahren zur Unterrich-
tung und Anhörung des SCE-Betriebsrats;

4. die Häufigkeit der Sitzungen des SCE-Betriebs-
rats;

5. die für den SCE-Betriebsrat bereitzustellenden
finanziellen und materiellen Mittel;

6. den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Vereinba-
rung und ihre Laufzeit, die Fälle, in denen diese
Vereinbarung neu ausgehandelt werden sollte,
und das bei ihrer Neuaushandlung anzuwenden-
de Verfahren 

festzulegen.

(2) Falls die Parteien beschließen, ein Verfahren
der Mitbestimmung einzuführen, haben sie in dieser
Vereinbarung jedenfalls

1. die Zahl der Mitglieder des Aufsichts- oder Ver-
waltungsrats, die die Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer wählen oder bestellen können oder
deren Bestellung sie empfehlen oder ablehnen
können,

2. das Verfahren, nach dem die Dienstnehmerinnen
und Dienstnehmer diese Mitglieder wählen oder
bestellen oder deren Bestellung empfehlen oder
ablehnen können sowie

3. die Rechte dieser Mitglieder

festzulegen.

(3) Im Fall einer Europäischen Genossenschaft,
die durch Umwandlung gegründet werden soll, müs-
sen in der Vereinbarung die Rechte der Dienstneh-
merinnen und Dienstnehmer auf Unterrichtung,
Anhörung und Mitbestimmung zumindest in dem
Ausmaß gewährleistet werden, wie sie in der umzu-
wandelnden Genossenschaft bestehen.

§ 275

Vereinbarung über ein Verfahren 
zur Unterrichtung und Anhörung 

der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer

(1) Wenn das besondere Verhandlungsgremium
und das zuständige Organ der beteiligten juristischen
Personen die Schaffung eines oder mehrerer Verfah-
ren zur Unterrichtung und Anhörung der Dienstneh-
merinnen und Dienstnehmer vereinbaren, haben sie
in dieser Vereinbarung jedenfalls

1. die von der Vereinbarung erfasste Europäische
Genossenschaft, ihre Tochtergesellschaften und
Betriebe;

2. die Auswirkungen von wesentlichen Änderungen
der Struktur der Europäischen Genossenschaft
sowie von erheblichen Änderungen der Zahl der 
in der Europäischen Genossenschaft und ihren
Tochtergesellschaften Beschäftigten (§ 272 
Abs. 2);

3. die Befugnisse und das Verfahren zur Unterrich-
tung und Anhörung der Dienstnehmervertreter;

4. die Voraussetzungen, unter denen die Dienstneh-
mervertreter das Recht haben, zu einem Mei-

nungsaustausch über die ihnen übermittelten
Informationen zusammenzutreten;

5. die für die Dienstnehmervertreter bereitzustellen-
den finanziellen und materiellen Mittel;

6. den Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Vereinba-
rung und ihre Laufzeit, die Fälle, in denen diese
Vereinbarung neu ausgehandelt werden sollte,
und das bei ihrer Neuaushandlung anzuwenden-
de Verfahren

festzulegen.

(2) Die Vereinbarung hat außerdem die Verpflich-
tung des zuständigen Organs der Europäischen
Genossenschaft näher zu regeln, die Dienstnehmer-
vertreter insbesondere über alle Angelegenheiten zu
informieren, die die Europäische Genossenschaft
selbst oder ihre Tochtergesellschaften und Betriebe
in einem anderen Mitgliedstaat betreffen oder die
über die Befugnisse der Entscheidungsorgane auf
der Ebene des einzelnen Mitgliedstaats hinausge-
hen.

(3) § 274 Abs. 3 ist anzuwenden.

3. Unterabschnitt

Beteiligung der Dienstnehmerinnen und 
Dienstnehmer in der Europäischen 

Genossenschaft kraft Gesetzes 
SCE-Betriebsrat kraft Gesetzes

§ 276

Errichtung

(1) Wenn

1. die zuständigen Organe der beteiligten juristi-
schen Personen und das besondere Verhand-
lungsgremium dies vereinbaren oder

2. innerhalb des gemäß § 270 für die Verhandlungen
bestimmten Zeitraums keine Vereinbarung gemäß
§§ 274 oder 275 zustande gekommen ist und das
besondere Verhandlungsgremium keinen Be-
schluss gemäß § 271 Abs. 1 gefasst hat,

ist ein SCE-Betriebsrat nach den Bestimmungen die-
ses Unterabschnitts zu errichten.

(2) Sofern in den Vereinbarungen gemäß  
§§ 274 oder 275 nichts anderes bestimmt ist, gelten
die Bestimmungen dieses Unterabschnitts nicht für
diese Vereinbarungen.

§ 277

Zusammensetzung

(1) Für jeden Anteil an in einem Mitgliedstaat
beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienstneh-
mern, der 10 % der Gesamtzahl der in allen Mit-
gliedstaaten beschäftigten Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer der Europäischen Genossenschaft,
ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe oder einen
Bruchteil davon beträgt, ist ein Mitglied aus diesem
Mitgliedstaat in den SCE-Betriebsrat zu entsenden. 
§ 259 Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden.

(2) Treten während der Tätigkeitsdauer des SCE-
Betriebsrats solche Änderungen in der Struktur oder
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Dienstnehmerzahl der Europäischen Genossen-
schaft, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe ein,
dass sich die Zusammensetzung des SCE-Betriebs-
rats gemäß Abs. 1 ändern würde, so ist der SCE-
Betriebsrat entsprechend neu zusammenzusetzen. 
§ 260 Abs. 5 ist anzuwenden.

§ 278

Entsendung

(1) Die Entsendung der österreichischen Mitglie-
der des SCE-Betriebsrats erfolgt gemäß den §§ 261
und 262; dies jedoch mit der Maßgabe, dass die Ent-
sendung von Vertretern der zuständigen freiwilligen
Berufsvereinigung nur zulässig ist, sofern diese
Betriebsratsmitglieder gemäß § 159 Abs. 4 sind.

(2) § 262 Abs. 3 ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass die Bekanntgabe der benannten Mitglieder des
SCE-Betriebsrats an das zuständige Organ der
Europäischen Genossenschaft zu erfolgen hat.

§ 279

Konstituierung, Geschäftsführung, Geschäfts-
ordnung, Sitzungen, Beschlussfassung

(1) Der Vorstand oder Verwaltungsrat der Europäi-
schen Genossenschaft hat unverzüglich nach der
Bekanntgabe der benannten Mitglieder des SCE-
Betriebsrats zu dessen konstituierender Sitzung ein-
zuladen. Kommt der Vorstand oder Verwaltungsrat
der Europäischen Genossenschaft dieser Pflicht
nicht nach, so kann jedes Mitglied des SCE-Betriebs-
rats die Einladung vornehmen. Die Mitglieder des
SCE-Betriebsrats haben aus ihrer Mitte eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertre-
terin oder einen Stellvertreter oder mehrere Stellver-
treterinnen oder Stellvertreter zu wählen. Die oder
der Vorsitzende hat den Vorstand oder Verwaltungs-
rat der Europäischen Genossenschaft unverzüglich
über das Ende der konstituierenden Sitzung sowie
das Ergebnis dieser Wahl zu unterrichten.

(2) Vertreterin oder Vertreter des SCE-Betriebs-
rats gegenüber der Europäischen Genossenschaft
und nach außen ist, sofern in der Geschäftsordnung
(Abs. 3) nichts anderes bestimmt ist, die oder der Vor-
sitzende, bei deren oder dessen Verhinderung die
Stellvertreterin oder der Stellvertreter. Der SCE-
Betriebsrat kann in Einzelfällen auch andere seiner
Mitglieder mit der Vertretung nach außen beauftra-
gen.

(3) Der SCE-Betriebsrat beschließt mit der Mehr-
heit der Stimmen seiner Mitglieder eine Geschäfts-
ordnung. Diese kann insbesondere regeln:

1. die Errichtung, Zusammensetzung und Geschäfts-
führung des engeren Ausschusses gemäß § 280;

2. die Bezeichnung der Angelegenheiten, in denen
dem engeren Ausschuss das Recht auf selbstän-
dige Beschlussfassung zukommt;

3. die Festlegung von Art und Umfang der Vertre-
tungsmacht der oder des Vorsitzenden des enge-
ren Ausschusses.

(4) Der SCE-Betriebsrat hat das Recht, vor jeder
Sitzung mit dem Vorstand oder Verwaltungsrat der
Europäischen Genossenschaft (§ 284) zu einer vor-
bereitenden Sitzung zusammenzutreten. Der SCE-
Betriebsrat kann sich durch Sachverständige seiner
Wahl unterstützen lassen. Der SCE-Betriebsrat ist
beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner
Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse werden 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefasst.

§ 280

Engerer Ausschuss

Sofern es die Zahl seiner Mitglieder rechtfertigt,
hat der SCE-Betriebsrat aus seiner Mitte einen enge-
ren Ausschuss zu wählen, der aus einer oder einem
Vorsitzenden und höchstens zwei weiteren Mitglie-
dern bestehen darf. Der engere Ausschuss führt die
laufenden Geschäfte des SCE-Betriebsrats; für ihn
gilt § 279 Abs. 4 mit der Maßgabe, dass der engere
Ausschuss in den Fällen des § 285 Abs. 2 das Recht
hat, auch in der dort festgelegten Zusammensetzung
zu der vorbereitenden Sitzung zusammenzutreten.

§ 281

Tätigkeitsdauer, Dauer der Mitgliedschaft

(1) Die Tätigkeitsdauer des SCE-Betriebsrats
beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit dem Tag der 
Konstituierung oder mit Ablauf der Tätigkeitsdauer
des früheren SCE-Betriebsrats, wenn die Konstitu-
ierung vor diesem Zeitpunkt erfolgte.

(2) Vor Ablauf des im Abs. 1 bezeichneten Zeit-
raums endet die Tätigkeitsdauer des SCE-Betriebs-
rats, wenn

1. die Löschung der Europäischen Genossenschaft
ins Firmenbuch eingetragen wird;

2. der SCE-Betriebsrat durch Mehrheitsbeschluss
seinen Rücktritt beschließt;

3. das Gericht die Errichtung des SCE-Betriebsrats
(§ 276 Abs. 1) für ungültig erklärt; die Klage ist spä-
testens einen Monat nach Konstituierung des
SCE-Betriebsrats einzubringen;

4. der SCE-Betriebsrat und das zuständige Organ
der Europäischen Genossenschaft eine Vereinba-
rung nach den §§ 274 oder 275 abschließen.

(3) In den Fällen des Abs. 2 Z. 2 und 3 ist unter
Anwendung der §§ 277 und 278 ein neuer SCE-
Betriebsrat zu bilden.

(4) Die Mitgliedschaft zum SCE-Betriebsrat
beginnt mit der Bekanntgabe des Entsendungsbe-
schlusses (§ 278).

(5) Die Mitgliedschaft zum SCE-Betriebsrat endet,
wenn

1. die Tätigkeitsdauer des SCE-Betriebsrats endet;

2. das Mitglied zurücktritt;

3. das Organ der Dienstnehmerschaft, das das Mit-
glied in den SCE-Betriebsrat entsendet hat, dieses
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abberuft, wobei dieses jedenfalls dann abzuberu-
fen ist, wenn seine Mitgliedschaft zum Betriebsrat
endet;

4. der Betrieb bzw. das Unternehmen, dem das Mit-
glied angehört aus der Europäischen Genossen-
schaft ausscheidet;

5. das Gericht den Entsendungsbeschluss (§ 278)
für ungültig erklärt; die Klage ist spätestens einen
Monat nach Konstituierung des SCE-Betriebs-
rats einzubringen.

(6) In den Fällen des Abs. 5 Z. 2 bis 5 ist § 267
Abs. 3 anzuwenden.

§ 282

Beistellung der Sacherfordernisse, 
Kostentragung

Die im Zusammenhang mit der Tätigkeit des SCE-
Betriebsrats und des engeren Ausschusses anfallen-
den Kosten sind gemäß § 268 von der Europäischen
Genossenschaft zu tragen.

Befugnisse des SCE-Betriebsrats und 
des engeren Ausschusses

§ 283

Unterrichtung und Anhörung

Der SCE-Betriebsrat hat das Recht, über Angele-
genheiten, die die wirtschaftlichen, sozialen, gesund-
heitlichen und kulturellen Interessen der Dienstneh-
merinnen und Dienstnehmer der Europäischen
Genossenschaft selbst oder einer ihrer Tochterge-
sellschaften oder einen ihrer Betriebe in einem ande-
ren Mitgliedstaat betreffen oder über die Befugnisse
der Entscheidungsorgane auf der Ebene des einzel-
nen Mitgliedstaats hinausgehen, unterrichtet und
angehört zu werden.

§ 284

Zusammentreten mit dem zuständigen Organ

(1) Der SCE-Betriebsrat hat, unbeschadet der
gemäß § 285 bestehenden Befugnisse sowie unbe-
schadet abweichender Vereinbarungen mit dem Vor-
stand oder Verwaltungsrat der Europäischen Genos-
senschaft, das Recht, einmal jährlich mit dem zustän-
digen Organ der Europäischen Genossenschaft, zum
Zweck der Unterrichtung und Anhörung, auf der
Grundlage regelmäßig vom zuständigen Organ der
Europäischen Genossenschaft vorgelegter Berichte
über die Entwicklung der Geschäftslage und die 
Perspektiven der Europäischen Genossenschaft
zusammenzutreten. Die örtlichen Geschäftsleitungen
werden hiervon in Kenntnis gesetzt.

(2) Die Unterrichtung und Anhörung bezieht sich
insbesondere auf die Struktur der Europäischen
Genossenschaft, ihre wirtschaftliche und finanzielle
Situation, die voraussichtliche Entwicklung der
Geschäfts-, Produktions- und Absatzlage, auf die
Beschäftigungslage und ihre voraussichtliche Ent-

wicklung, auf die Investitionen, auf grundlegende
Änderungen der Organisation, auf die Einführung
neuer Arbeits- und Fertigungsverfahren, auf Verlage-
rungen der Produktion, auf Fusionen, Verkleinerun-
gen oder Schließungen von Unternehmen, Betrieben
oder wichtigen Teilen dieser Einheiten und auf Mas-
senentlassungen.

(3) Das zuständige Organ der Europäischen
Genossenschaft übermittelt dem SCE-Betriebsrat die
Tagesordnung aller Sitzungen des Vorstands und des
Aufsichtsrats oder des Verwaltungsrats sowie Kopien
aller Unterlagen, die der Generalversammlung unter-
breitet werden.

§ 285

Außergewöhnliche Umstände

(1) Treten außergewöhnliche Umstände ein, die
erhebliche Auswirkungen auf die Interessen der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer haben, insbe-
sondere bei Verlegung, Verlagerungen oder
Schließung von Unternehmen oder Betrieben oder
bei Massenentlassungen, hat der SCE-Betriebsrat
das Recht, ehestmöglich darüber unterrichtet zu wer-
den. Der SCE-Betriebsrat oder - wenn der SCE-
Betriebsrat dies, insbesondere im Hinblick auf die
Dringlichkeit der Angelegenheit, beschließt - der
engere Ausschuss hat das Recht, auf Antrag mit dem
zuständigen Organ der Europäischen Genossen-
schaft oder den Vertreterinnen oder Vertretern einer
geeigneteren mit eigenen Entscheidungsbefugnissen
ausgestatteten Leitungsebene innerhalb der Europäi-
schen Genossenschaft zusammenzutreten, um hin-
sichtlich der Maßnahmen mit erheblichen Auswirkun-
gen auf die Interessen der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer unterrichtet und angehört zu werden.
Diese Sitzung lässt die Vorrechte des zuständigen
Organs der Europäischen Genossenschaft un-
berührt.

(2) An einer Sitzung mit dem engeren Ausschuss
dürfen auch die Mitglieder des SCE-Betriebsrats teil-
nehmen, die von diesen Maßnahmen unmittelbar
betroffene Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer
vertreten.

(3) Wenn das zuständige Organ der Europäischen
Genossenschaft beschließt, nicht im Einklang mit der
vom SCE-Betriebsrat abgegebenen Stellungnahme
zu handeln, hat der SCE-Betriebsrat das Recht, ein
weiteres Mal mit dem zuständigen Organ der
Europäischen Genossenschaft zusammenzutreffen,
um eine Einigung herbeizuführen.

§ 286

Unterrichtung der 
örtlichen Dienstnehmervertreter

Unbeschadet des § 293 haben die Mitglieder des
SCE-Betriebsrats die Dienstnehmervertreter der
Europäischen Genossenschaft, ihrer Tochtergesell-
schaften und Betriebe über Inhalt und Ergebnisse
der gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts
durchgeführten Unterrichtung und Anhörung zu infor-
mieren.
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§ 287

Beschluss über die Aufnahme von
Verhandlungen

(1) Der SCE-Betriebsrat hat

1. vier Jahre nach seiner konstituierenden Sitzung
oder

2. im Fall wesentlicher Änderungen der Struktur der
Europäischen Genossenschaft (§ 272 Abs. 2)
unverzüglich

einen Beschluss darüber zu fassen, ob eine Verein-
barung nach den §§ 274 oder 275 ausgehandelt wer-
den soll oder ob die Bestimmungen dieses Unterab-
schnitts weiterhin anzuwenden sind.

(2) Wenn der SCE-Betriebsrat den Beschluss 
fasst, eine solche Vereinbarung auszuhandeln, so
finden die §§ 269, 274 und 275 mit der Maßgabe
Anwendung, dass anstelle des besonderen Verhand-
lungsgremiums der SCE-Betriebsrat diese Vereinba-
rung aushandelt. Wenn innerhalb des für die Ver-
handlungen vorgesehenen Zeitraums (§ 270) keine
Vereinbarung zustande gekommen ist, finden die
Bestimmungen dieses Unterabschnitts weiterhin
Anwendung.

Mitbestimmung kraft Gesetzes

§ 288

Anwendbarkeit

(1) Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts
über die Mitbestimmung der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer kommen zur Anwendung, wenn

1. die zuständigen Organe der beteiligten juristi-
schen Personen und das besondere Verhand-
lungsgremium dies vereinbaren oder

2. innerhalb des gemäß § 270 für die Verhandlungen
bestimmten Zeitraums keine Vereinbarung gemäß
den §§ 274 oder 275 zustande gekommen ist und
das besondere Verhandlungsgremium keinen
Beschluss gemäß § 271 Abs. 1 gefasst hat.

(2) Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts
über die Mitbestimmung der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer kommen im Fall einer Europäischen
Genossenschaft, die

1. durch Umwandlung gegründet werden soll, nur
dann zur Anwendung, wenn in der umzuwandeln-
den Genossenschaft Vorschriften über die Mitbe-
stimmung bestanden haben;

2. durch Verschmelzung gegründet werden soll, nur
dann zur Anwendung, wenn

a) in mindestens einer der beteiligten Genossen-
schaften Mitbestimmung besteht und sich auf
mindestens 25 % der Gesamtzahl der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer aller beteilig-
ten Genossenschaften erstreckt oder

b) in mindestens einer der beteiligten Genossen-
schaften Mitbestimmung besteht und sich auf
weniger als 25 % der Gesamtzahl der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer aller beteilig-
ten Genossenschaften erstreckt, sofern das
besondere Verhandlungsgremium einen ent-
sprechenden Beschluss fasst;

3. auf andere Weise gegründet werden soll, nur dann
zur Anwendung, wenn

a) in mindestens einer der beteiligten juristischen
Personen Mitbestimmung besteht und sich auf
mindestens 50 % der Gesamtzahl der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer aller beteilig-
ten juristischen Personen erstreckt oder

b) in mindestens einer der beteiligten juristischen
Personen Mitbestimmung besteht und sich auf
weniger als 50 % der Gesamtzahl der Dienst-
nehmerinnen und Dienstnehmer aller beteilig-
ten juristischen Personen erstreckt, sofern das
besondere Verhandlungsgremium einen ent-
sprechenden Beschluss fasst.

(3) Wenn in den beteiligten juristischen Personen
mehr als eine Form der Mitbestimmung besteht, so
hat das besondere Verhandlungsgremium zu
beschließen, welche von ihnen in der Europäischen
Genossenschaft eingeführt wird.

(4) Das besondere Verhandlungsgremium hat das
jeweils zuständige Organ der beteiligten juristischen
Personen über die von ihm gemäß den Abs. 2 und 3
gefassten Beschlüssen zu unterrichten.

(5) Wenn das besondere Verhandlungsgremium
keinen Beschluss gemäß Abs. 3 fasst, findet die Form
der Mitbestimmung Anwendung, die sich auf die
höchste Zahl der in den beteiligten juristischen Per-
sonen beschäftigten Dienstnehmerinnen und Dienst-
nehmer erstreckt.

§ 289

Recht auf Mitbestimmung

(1) Die in der Europäischen Genossenschaft, ihren
Tochtergesellschaften und Betrieben bestehenden
Organe zur Vertretung der Dienstnehmerinnen und
Dienstnehmer oder die Dienstnehmervertreter haben
das Recht, einen Teil der Mitglieder des Aufsichts-
oder Verwaltungsrats der Europäischen Genossen-
schaft zu wählen oder zu bestellen oder deren Bestel-
lung zu empfehlen oder abzulehnen. Die Anzahl die-
ser Mitglieder bestimmt sich nach dem höchsten
maßgeblichen Anteil der Dienstnehmervertreter im
Aufsichts- oder Verwaltungsorgan der beteiligten 
juristischen Personen vor der Eintragung der
Europäischen Genossenschaft.

(2) Im Fall einer Europäischen Genossenschaft,
die durch Umwandlung gegründet werden soll, finden
die für die umzuwandelnde Genossenschaft gelten-
den Bestimmungen über die Mitbestimmung der
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer nach Maßga-
be der §§ 290 bis 292 weiterhin Anwendung.

§ 290

Verteilung der Sitze im Aufsichts- und
Verwaltungsrat

(1) Der SCE-Betriebsrat entscheidet über die Ver-
teilung der Sitze im Aufsichts- oder Verwaltungsrat
der Europäischen Genossenschaft auf die Dienst-
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nehmervertreter aus verschiedenen Mitgliedstaaten
entsprechend den jeweiligen Anteilen der in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten beschäftigten Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmer der Europäischen Genos-
senschaft, ihrer Tochtergesellschaften und Betriebe.

(2) Wenn auf diese Weise mehrere Sitze Dienst-
nehmervertretern aus demselben Mitgliedstaat zufal-
len und zugleich Dienstnehmerinnen und Dienstneh-
mer aus einem oder mehreren Mitgliedstaaten
unberücksichtigt bleiben würden, hat der SCE-
Betriebsrat eine neuerliche Verteilung der Sitze
gemäß Abs. 1 vorzunehmen, wobei ein Sitz nicht in
die Verteilung einzubeziehen ist. Dieser Sitz ist einem
Dienstnehmervertreter aus einem der nicht reprä-
sentierten Mitgliedstaaten zuzuweisen. Dabei ist so
vorzugehen, dass dieser Sitz den Dienstnehmerver-
tretern aus dem Mitgliedstaat, in dem die Europäi-
sche Genossenschaft ihren Sitz haben wird, zuzu-
weisen ist. Kommt diesem Mitgliedstaat ein Sitz im
Aufsichts- oder Verwaltungsrat bereits gemäß Abs. 1
zu, so ist dieser Sitz den Dienstnehmervertretern aus
dem bisher unberücksichtigten Mitgliedstaat zuzu-
weisen, in dem der höchste Anteil an Dienstnehme-
rinnen und Dienstnehmern beschäftigt ist.

(3) Wenn sich die Zahl der vom zuständigen
Organ der Europäischen Genossenschaft bestellten
Mitglieder des Aufsichts- oder Verwaltungsrats
ändert, hat der SCE-Betriebsrat über die Verteilung
der Sitze der Dienstnehmervertreter unter Beachtung
der in den Abs. 1 und 2 normierten Grundsätze neu
zu entscheiden, indem er überzählige Dienstnehmer-
vertreter abberuft bzw. zusätzliche Sitze auf die
Dienstnehmervertreter aus den jeweiligen Mitglied-
staaten verteilt.

§ 291

Entsendung der Mitglieder

(1) Die Entsendung der österreichischen Mitglie-
der in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat der
Europäischen Genossenschaft erfolgt nach Maßga-
be des Beschlusses des SCE-Betriebsrats über die
Verteilung der Sitze gemäß § 278.

(2) Die Entsendung von Mitgliedern aus Mitglied-
staaten, die eine Entsendung durch das zuständige
nationale Organ der Dienstnehmerschaft nicht vorse-
hen, in den Aufsichts- oder Verwaltungsrat Europäi-
scher Genossenschaften mit Sitz im Inland hat durch
den SCE-Betriebsrat zu erfolgen.

(3) Die Bekanntgabe der in den Aufsichts- oder
Verwaltungsrat der Europäischen Genossenschaft
entsendeten Mitglieder hat an den SCE-Betriebsrat
sowie an das zuständige Organ der Europäischen
Genossenschaft zu erfolgen.

(4) Die Mitgliedschaft der österreichischen Vertre-
ter im Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europäi-
schen Genossenschaft beginnt mit der Bekanntgabe
des Entsendungsbeschlusses (Abs. 2) und endet in
den Fällen des § 281 Abs. 5 Z. 2 bis 5 sowie im Fall
des § 290 Abs. 3.

§ 292

Recht der Dienstnehmervertreter im 
Aufsichts- und Verwaltungsrat

(1) Für die Beschlussfassung über die Bestellung
und Abberufung von Mitgliedern des Vorstands, die
Wahl der oder des Aufsichtsratsvorsitzenden und der
ersten Stellvertreterin oder des ersten Stellvertreters,
über die Wahl und Abberufung der oder des Verwal-
tungsratsvorsitzenden und der ersten Stellvertreterin
oder des ersten Stellvertreters sowie über die Bestel-
lung und Abberufung geschäftsführender Direktorin-
nen und Direktoren gilt gemäß § 278 Landarbeitsge-
setz 1984 § 215 Abs. 5 dritter und vierter Satz Land-
arbeitsgesetz 1984.

(2) Im Übrigen haben die Dienstnehmervertreter
im Aufsichts- oder Verwaltungsrat die gleichen Rech-
te, einschließlich des Stimmrechts, und Pflichten wie
die vom zuständigen Organ oder durch die Satzung
der Europäischen Genossenschaft bestellten Mitglie-
der.

(3) Für das Recht der Dienstnehmervertreter auf
Sitz und Stimme in Ausschüssen des Aufsichts- oder
Verwaltungsrats gilt § 221 Abs. 4 mit der Maßgabe,
dass das Recht der Dienstnehmervertreter auf Sitz
und Stimme nicht für Ausschüsse des Verwaltungs-
rats gilt, die die Beziehungen zwischen der Genos-
senschaft und den geschäftsführenden Direktorinnen
und Direktoren regeln, ausgenommen Beschlüsse
über die Bestellung und Abberufung von geschäfts-
führenden Direktorinnen und Direktoren.

4. Unterabschnitt

Rechtsstellung der Dienstnehmervertreter

§ 293 

Verschwiegenheitspflicht

(1) Auf die Mitglieder des besonderen Verhand-
lungsgremiums und des SCE-Betriebsrats und auf
die sie unterstützenden Sachverständigen sowie auf
die Dienstnehmervertreter, die bei einem Unterrich-
tungs- und Anhörungsverfahren gemäß § 275 mitwir-
ken, ist § 224 Abs. 4 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass die sich aus dieser Bestimmung ergebende Ver-
pflichtung auch nach dem Ablauf des Mandats weiter
besteht.

(2) Die Verpflichtung gemäß Abs. 1 gilt nicht
gegenüber den örtlichen Dienstnehmervertretern,
wenn diese auf Grund einer Vereinbarung (§§ 274
und 275) oder nach § 286 über den Inhalt der Unter-
richtungen und Ergebnisse der Anhörungen zu unter-
richten sind.

§ 294

Rechte der Dienstnehmervertreter

(1) Hinsichtlich der persönlichen Rechte und
Pflichten der österreichischen Mitglieder des beson-
deren Verhandlungsgremiums und des SCE-
Betriebsrats, der Dienstnehmervertreter, die an
einem Unterrichtungs- und Anhörungsverfahren
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gemäß § 275 mitwirken, sowie der Dienstnehmerver-
treter im Aufsichts- oder Verwaltungsrat der Europäi-
schen Genossenschaft, sind, soweit diese Beschäf-
tigte der Europäischen Genossenschaft, ihrer Toch-
tergesellschaften oder Betriebe oder einer der betei-
ligten juristischen Personen oder der betroffenen
Tochtergesellschaften sind, die Bestimmungen der
§§ 224 Abs. 2 erster Satz und Abs. 3, 225 sowie 229
bis 231 anzuwenden.

(2) Unbeschadet des § 227 Abs. 1 hat jedes öster-
reichische Mitglied des SCE-Betriebsrats Anspruch
auf Freistellung von der Arbeitsleistung zur Teilnah-
me an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen bis
zum Höchstausmaß von einer Woche innerhalb einer
Funktionsperiode unter Fortzahlung des Entgelts.

5. Unterabschnitt

Schluss- und Übergangsbestimmungen

§ 295

Verhältnis zu anderen Bestimmungen

(1) § 221 findet auf Europäische Genossenschaf-
ten keine Anwendung, soweit in diesem Abschnitt
nichts anderes bestimmt ist. § 221 findet jedoch

1. auf jene Europäische Genossenschaften, die
gemäß § 252 den Bestimmungen des Abschnitts
12a. nicht unterliegen, sowie

2. auf im Inland gelegene Tochtergesellschaften
Europäischer Genossenschaften Anwendung.

(2) Wird der Sitz einer Europäischen Genossen-
schaft, in der Vorschriften über die Mitbestimmung
bestehen, die aber den Bestimmungen des
Abschnitts 12a. nicht unterliegt, ins Inland verlegt, so
ist den Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern wei-
terhin zumindest dasselbe Niveau an Mitbestim-
mungsrechten zu gewährleisten.

(3) Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des
Abschnitts 8 von den Bestimmungen dieses
Abschnitts unberührt.

(4) Die Organe der Dienstnehmerschaft in den
beteiligten juristischen Personen im Inland, deren
Rechtspersönlichkeit mit der Eintragung der Europäi-
schen Genossenschaft erlischt, bestehen auch nach
deren Eintragung fort. Der Vorstand oder Verwal-
tungsrat der Europäischen Genossenschaft hat
sicherzustellen, dass diese Organe die Befugnisse
der Dienstnehmerschaft gemäß den Bestimmungen
über die Befugnisse der Dienstnehmerschaft der 
§§ 197 bis 220 weiterhin wahrnehmen können.

(5) Auf die nach den Bestimmungen dieses
Abschnitts in den Verwaltungsrat einer Europäischen
Genossenschaft entsendeten Dienstnehmervertreter
finden jene Bestimmungen in Aufsichtsgesetzen kei-
ne Anwendung, die für Mitglieder des Verwaltungs-
rats eine besondere fachliche Eignung, besondere
Qualifikationserfordernisse oder ähnliche Vorausset-
zungen vorschreiben, es sei denn, die Dienstneh-
mervertreter werden gemäß § 25 Abs. 1 des SCE-
Gesetzes zu geschäftsführenden Direktorinnen oder
Direktoren des Verwaltungsrats bestimmt."

69. Die bisherigen §§ 252 und 253 sowie 256 und 257
erhalten die Bezeichnung "§ 296" und "§ 297" sowie
"§ 299" und "§ 300".

70. Der bisherige § 254 erhält die Bezeichnung "§ 298"
und lautet samt Überschrift:

"§ 298

Verweisungen

(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nach-
stehenden Bundesgesetze verwiesen und nicht bloß
unmittelbar anwendbares Bundesrecht wiedergege-
ben wird, sind diese in folgenden Fassungen anzu-
wenden:

1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz,
BGBl. Nr. 235/1962, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 100/2002,

2. Gewerbeordnung 1994 - GewO 1994, BGBl. Nr.
194, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
I Nr. 15/2006,

3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
68/2005,

4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 155/2005,

5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988,
BGBl. Nr. 400, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 161/2005,

6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG,
BGBl. Nr. 559/1978, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 155/2005,

7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz -
GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2005,

8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr.
946/1811, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 120/2005,

9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 120/1895,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
7/2006,

10. Allgemeines Pensionsgesetz - APG, BGBl. I Nr.
142/2004, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 132/2005,

11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl.
Nr. 104/1985, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 104/2006,

12. Bundesgesetz über die Spaltung von Kapitalge-
sellschaften - SpaltG, BGBl. Nr. 304/1996, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
120/2005,

13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
58/2005,

14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
106/2005,

15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 - AlVG,
BGBl. Nr. 609, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 36/2006,
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16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr.
31/1969, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 64/2004,

17. Kinderbetreuungsgeldgesetz - KBGG, BGBl. I Nr.
103/2001, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 100/2005,

18. Betriebliches Mitarbeitervorsorgegesetz - BMVG,
BGBl. I Nr. 100/2002, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 37/2005,

19. Investmentfondsgesetz - InvFG 1993, BGBl. Nr.
532, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 122/2005,

20. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr.
281/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 59/2005,

21. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr.
144/1983,

22. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
98/2001,

23. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl. Nr.
472, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
I Nr. 20/2006,

24. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
20/2006,

25. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
86/2005,

26. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz - EZA-G,
BGBl. I Nr. 49/2002, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 65/2003,

27. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I
Nr. 53/1997, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 151/2004,

28. Pflanzenschutzmittelgesetz 1997, BGBl. I Nr. 60,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
83/2004,

29. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002, BGBl.
I Nr. 102, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 34/2006,

30. Biozid-Produkte-Gesetz - BiozidG, BGBl. I Nr.
105/2000, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 151/2004,

31. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl.
Nr. 450/1994, in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 159/2001,

32. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
156/2005,

33. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbil-
dungsgesetz - LFBAG, BGBl. Nr. 298/1990, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
46/2005,

34. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
35/2006,

35. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
143/2004,

36. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG,
BGBl. Nr. 683, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 56/2005,

37. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2005,

38. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
120/2005,

39. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
104/2006,

40. Unternehmensgesetzbuch, dRGBl. Nr. 219/1897,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
161/2004,

41. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
90/2003,

42. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 104/2006.

(2) Verweise in diesem Landesgesetz auf die
Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 sind Verweise
auf die Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 über das
Statut der Europäischen Genossenschaft (SCE),
ABl. Nr. L 207 vom 22.7.2003, S. 1."

71. In folgenden Bestimmungen entfallen die Zitierungen
der Gesetzesfundstellen zu den jeweils angeführten
Landes- oder Bundesgesetzen, einschließlich der
begleitenden Satzzeichen:

§ 1 Abs. 3; § 5 Abs. 3 Z. 7; § 16 Abs. 4; § 26a Abs. 3;
§ 26f Abs. 3; § 26h Abs. 1; § 26i Abs. 1; § 26l Abs. 1;
§ 31 Abs. 4 Z. 1; § 38a Abs. 3; § 38b Abs. 3; § 39a
Abs. 9; § 39c Abs. 3; § 39d Abs. 4; § 39e Abs. 3; 
§ 39j Abs. 4; § 39k Abs. 1; § 39l; § 39q Abs. 4 Z. 1
und Abs. 6; § 39s Abs. 1 Z. 4 lit. b und c; § 39t 
Abs. 5; § 68 Abs. 2 Z. 1, 2 und 3; § 90 Abs. 6; § 90a
Abs. 4 Z. 1; § 91 Abs. 5; § 92 Abs. 7; § 93 Abs. 2; 
§ 93a Abs. 10; § 94 Abs. 2 und 3; § 98 Abs. 2 Z. 3; 
§ 104 Abs. 4; § 105h Abs. 1; § 110a Abs. 4 und 5; 
§ 202 Abs. 4; § 215 Abs. 3 Z. 1 lit. g; § 218 Abs. 1; 
§ 219 Abs. 1; § 221 Abs. 1; § 228 Abs. 3; § 251.

Artikel II

Das Oö. Landarbeiterkammergesetz 1996, LGBl. Nr.
13/1997, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 1 lautet:

"(1) Mitglieder der Landarbeiterkammer sind ohne
Rücksicht darauf, ob das Dienstverhältnis auf pri-
vatrechtlichem Vertrag oder Hoheitsakt beruht, alle
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer - auch solche
mit freiem Dienstvertrag -, die im Land Oberöster-
reich auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiet
beschäftigt sind, sowie Personen, die im Anschluss
an eine solche Beschäftigung nicht länger als 
26 Wochen arbeitslos sind."



Landesgesetzblatt für Oberösterreich,  Jahrgang 2007,  136. Stück,  Nr. 136 Seite 403

2. § 5 lautet:

"§ 5

Betriebe der Land- und Forstwirtschaft

Betriebe der Land- und Forstwirtschaft im Sinn die-
ses Landesgesetzes sind Betriebe gemäß § 5 der 
Oö. Landarbeitsordnung 1989."

3. § 26 Abs. 2 lautet:

"(2) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, 

1. die am Stichtag die österreichische Staatsbürger-
schaft besitzen; 

2. die Angehörige eines Landes sind, dessen
Angehörigen Österreich auf Grund von sonstigen
Staatsverträgen, internationalen Abkommen oder
völkerrechtlichen Verpflichtungen dieselben Rechte
zu gewähren hat wie Inländern; oder

3. denen auf Grund von Gemeinschaftsrecht das pas-
sive Wahlrecht zusteht."

4. § 42 Abs. 2 lautet:

"(2) Die Funktion eines Kammerrates endet durch
den Tod, durch den der Hauptwahlbehörde erklärten
Verzicht, durch Ausscheiden aus der Mitgliedschaft zur
Landarbeiterkammer, durch Verlust, mit der Konstitu-
ierung der neu gewählten oder mit der Auflösung der
Vollversammlung."

Artikel III

Das Oö. Antidiskriminierungsgesetz, LGBl. Nr.
50/2005, wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 Abs. 1 Z. 6 wird die Wortfolge "Dienst- und Land-
arbeitsrecht" durch das Wort "Dienstrecht" ersetzt.

2. Nach § 2 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

"(1a) Soweit Personen dem Anwendungsbereich
der Oö. Landarbeitsordnung 1989 unterliegen, gilt die-
ses Gesetz nur hinsichtlich § 14."

3. § 8 Abs. 4 lautet:

"(4) Personen, die

1. auf Grund einer behaupteten Verletzung des Diskri-
minierungsverbots Rechte gemäß Abs. 1 wahrneh-
men oder

2. in einem Verfahren zur Durchsetzung des Diskrimi-
nierungsverbots als Zeugin oder Zeuge auftreten

oder ein solches Verfahren anderweitig unterstüt-
zen,

dürfen aus diesem Grund in keiner Weise benachtei-
ligt werden. Eine Diskriminierung aus diesem Grund ist
einer Diskriminierung aus den Gründen nach § 1
gleichzuhalten."

4. § 13 Abs. 7 lautet:

"(7) Bedienstete, die

1. auf Grund einer behaupteten Verletzung des Diskri-
minierungsverbots Rechte gemäß Abs. 1 bis 5
wahrnehmen oder

2. in einem Verfahren zur Durchsetzung des Diskrimi-
nierungsverbots als Zeugin oder Zeuge auftreten
oder ein solches Verfahren anderweitig unterstüt-
zen,

dürfen aus diesem Grund in keiner Weise benachtei-
ligt werden. Eine Diskriminierung aus diesem Grund ist
einer Diskriminierung aus den Gründen nach § 1
gleichzuhalten."

Artikel IV

(1) Artikel I und III treten vorbehaltlich Abs. 2 und 3 
und soweit nicht unmittelbar anwendbares Bundes-
recht wiedergegeben wird, mit Ablauf des Tages ihrer
Kundmachung im Landesgesetzblatt für Oberöster-
reich in Kraft.

(2) § 39u in der Fassung des Artikel I Z. 26 gilt für 
eine Begleitung schwersterkrankter Kinder, die nach 
dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens gemäß Abs. 1 ver-
langt wird. Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer und
Dienstgeberinnen und Dienstgeber können bei einer
Begleitung von schwersterkrankten Kindern, die vor 
dem In-Kraft-Treten gemäß Abs. 1 verlangt wurde, ver-
einbaren, dass die Maßnahme bei ihrem Ablauf von 
sechs Monaten auf insgesamt höchstens neun Monate
verlängert wird.

(3) § 159 Abs. 1 in der Fassung des Artikel I Z. 57 
ist auf Wahlen anzuwenden, bei denen die Wahlaus-
schreibung nach dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
gemäß Abs. 1 erfolgt.

(4) Artikel II dieses Landesgesetzes tritt mit 1. Jänner
2008 in Kraft.

Die Erste Präsidentin Der Landeshauptmann:
des Oö. Landtags:

Angela Orthner Dr. Pühringer
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